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Einleitung. 


Die  Lehre  der  Pazifisten,  mit  der  sich  diesö 
Arbeit  befassen  soll,  ist  etwa  folgende:  Die 
erste  Staatenbildung  der  Urzeit  ist  ihnen  die 
erste  Friedensstiftung  in  dem  bis  dahin  regel- 
los herrschenden  Kampfe  aller  gegen  alle.  Wie 
dieser  Urstaat  in  kleinem  Gebiet  Frieden  wirkte, 
wird  in  natürlicher  Fortentwicklung  ein  alle 
Staaten  umfassender  Weltstaat  einst  doch  die 
Erfüllung  der  Verheißung  vom  Frieden  auf 
Erden  bringen.  Jede  fortschreitende  E;itwick- 
lung,  sagen  sie,  läßt  das  Ziel  der  Bewegung 
erkennen.  Die  alte  Welt  ist  ihnen  das  Zeit- 
alter der  ewigen  Kriege  entweder  zwischen 
den  Einzelnen  vor  der  Begründung  staatlicher 
Ordnungen,  oder  zwischen  Stämmen  und  Na- 
tionen nach  Errichtung  des  Staates.  Die  Frie- 
densschlüsse, die  ursprünglich  regelmäßig  nur 
für  eine  Reihe  von  Jahren  Geltung  haben, 
gleichen  mehr  unseren  Waffenstillständen  und 
charakterisieren  den  Krieg  als  das  Normale. 
Nur  langsam  wird  der  Friedenszustand  als  der 
Regelzustand  erkannt. 

Gibt  man  sich  Betrachtungen  über  diesen 
Werdegang  der  Geschichte  hin,  so  wird  man 
bald  gewahr,  daß  der  Gedanke  einer  analogen 
Weiterentwicklung  zu  immer  höheren  Formen 

Born  er,  Das  Weltstaatsprojekt  des  Abb6  de  Saint-Pierre.         I 


der  Staatenbildung  in  Wahrheit  etwas  Be- 
stechendes hat.  Selbst  der  Kriegsmann  M  o  1 1  k  e 
empfand  das,  als  er  sagte :  „Wir  bekennen  uns 
offen  zu  der  vielfach  verspotteten  Idee  eines 
allgemeinen  europäischen  Völkerfriedens.  Ist 
nicht  der  Gang  der  Weltgeschichte  eine  An- 
näherung zu  jenem  Frieden?  Sehen  wir  nicht 
anfangs  die  Hand  eines  jeden  wider  jeden  er- 
hoben? Die  Kriege  werden  immer  seltener, 
weil  sie  übermäßig  teuer  geworden"  0- 

In  der  Tat,  der  Weg,  den  die  Staatenbildung 
von  jenen  dem  Forscher  noch  ganz  im  Dunkel 
gehüllten  Uranfängen  der  Menschheit  bis  zu 
unserer  heutigen  staatlichen  Organisation  hat 
durchlaufen  müssen,  könnte  länger  erscheinen 
als  der  Abstand,  der  uns  noch  von  einer  alle 
Staaten  in  sich  einenden,  Frieden  bringenden 
civitas  maxima  trennt. 

Soviel  ist  sicher,  den  Glauben  an  einen  sol- 
chen Lauf  der  kommenden  Dinge  als  eine  ge- 
schichtliche Notwendigkeit,  wird  man  weder 
mit  zwingenden  Schlußfolgerungen  rechtfer- 
tigen, noch  angreifen  können.  Ob  der  ewige 
Friede  ein,  wenn  auch  erst  in  Zeiten  höherer 
Entwicklung,  erreichbares  Ziel  darstellt  oder 
stets  ein  schöner  Traum  bleiben  wird,  das  jetzt 
und  für  alle  Zeiten  zu  entscheiden,  sollte  nie- 
mand ernstlich  wagen  wollen.    Die  Teilung  der 


1)  Vgl.  Rhanon:  Völkerrecht  und  Völkerfriede,  1881, 
S.  43.  Derselbe  Moltke  schrieb  später  in  einem  Briefe 
an  Bluntschli:  ,,Der  Krieg  ist  ein  Element  in  Gottes 
Weltordnung.  Der  ewige  Friede  ist  ein  Traum,  und 
nicht  einmal  ein  schöner."  Vgl.  Bluntschli:  Gesammelte 
kleine  Schriften,  II.   Bd.,   Nördlingen   1881,  p.  271. 


Geister  in  dieser  Beziehung  beruht  ja  im  letzten 
Grunde  auf  einer  verschiedenen  Auffassung  von 
der  Natur  des  menschHchen  Wesens  und  der 
Möglichkeit  seiner  Entwicklung. 

Was  von  beidem  mit  Bestimmtheit  sein  wird, 
ob  Organisation  der  Welt  in  einem 
großen  Weltbundesstaat  oder  Aufrechterhaltung 
des  jetzigen,  sog.  Zustandes  der  Dezentralisa- 
tion, darüber  eine  Ansicht  zu  bilden,  ist  allein 
Sache  des  Glaubens.  Sache  der  Überlegung 
und  des  Verstandes  bleibt  es  nur,  darüber  zu 
urteilen,  was  von  beiden  Dingen  das  wahrschein- 
hchere  ist. 

Als  Grundlage  eines  solchen  Urteils  kann 
vor  allem  dienen  eine  Prüfung  der  Vorschläge, 
die  die  Schaffung  eines  Weltbundesstaates 
zum  Zwecke  haben.  Dies  Heße  sich  dadurch 
erreichen,  daß  man  alle  bis  heute  aufgestellten 
Projekte  dieser  Art  einer  Betrachtung  würdigte. 
Besser  kommt  man  zum  Ziele,  wenn  man  aus 
der  großen  Zahl  eines  der  tüchtigsten  heraus- 
greift und  dieses  einer  eingehenderen  Prüfung 
unterzieht.  In  dieser  Arbeit  ist  zur  Betrachtung 
gewählt  eines  der  wichtigsten  und  durchdach- 
testen der  Weltstaatsprojekte  aller  Zeiten,  das 
große,  in  drei  Bänden  niedergelegte  Werk  des 
Abbe  de  Saint-Pierre  aus  dem  Jahre 
1713,  betitelt:  „Projet  pour  rendre  la 
paix  perpetuelle  en  Europe".  Zwar 
hat  bis  heute  niemand  ernstlich  an  eine  Aus- 
führung seines  Vorschlages  gedacht.  Die  Prü- 
fung des  genannten  Projektes  könnte  daher 
leicht  als  eine  Sektion  eines  totgeborenen  Kin- 
des   erscheinen.     Doch    die    in    Saint-Pierre's 


Werk  enthaltenen  Ideen  und  Vorschläge  sind 
im  Grunde  genau  dieselben,  die  nach  ihm  immer 
wieder  angeregt  worden  sind.  Die  Beschäf- 
tigung mit  seinem  Projekte  ist  daher  auch  heute 
noch  eine  zeitgemäße. 

Wie  wichtig  aber  ein  Eingehen  auf  diese  Pro- 
bleme auch  gerade  in  unserer  Zeit  noch  ist, 
geht  daraus  hervor,  daß  namhafte  Autoren, 
wie  Professor  Schücking^),  am  Werke  sind, 
für  die  Weltstaats-  und  Weltfriedensidee  wieder 
Interesse  und  Verständnis  zu   erwecken. 


1)  Vgl.   Schücking:     Organisation    der   Welt,    1Q09, 
p.  79  ff. 


1.    Kapitel. 

Die  Weltstaatsidee  vor  Saint  Pierre.  —  Die  Vorschläge 
des  Pierre  Dubois  und  Georg  Podjebrads. 

Der  Abbe  de  Saint- Pierre  ist  nicht  der 
erste,  der  an  eine  Beseitigung  des  Krieges  und 
Herbeiführung  eines  ewigen  Friedens  gedacht 
hat.  Die  Geschichte  der  Friedensidee  ist  ja 
vielleicht  so  alt  wie  die  Geschichte  der  mensch- 
hchen  Gemeinschaft  überhaupt. 

Gleichwohl  brauchen  wir,  um  Saint- 
Pierre's  Werk  in  seinem  ganzen  Umfange 
verstehen  und  würdigen  zu  können,  nur  auf 
zwei  im  späteren  Mittelalter  entstandene  Welt- 
friedensprojekte näher  einzugehen,  auf  das  Trak- 
tat des  Franzosen  Peter  Dubois  und  den 
Vorschlag  des  Böhmenkönigs  Georg  Pod- 
jebrad.  Dubois  und  Podjebrad  sind  außer 
Heinrich  IV.  Minister  Sully,  dessen  Projekt 
dem  Werke  Saint-Pierre's  zum  unmittelbaren 
Vorbild  diente,  auf  jeden  Fall  die  bedeutend- 
sten Vorläufer  des  Abbe.  In  ihren  Schriften 
wurde  wohl  zum  erstenmal  der  Plan  eines  auf 
rein  föderativer  Grundlage  aufgebauten,  Frieden 
stiftenden  europäischen  Staatenbundes  in  aus- 
führhcherer  Form  entwickelt. 

Die  Idee  der  Zusammenfassung  aller  Staaten 
zu  einem  großen  Staatenstaat  hatte  man  zwar 


auch  vor  ihnen  schon  gekannt,  doch  die  Form, 
in  der  man  den  Gedanken  zur  Ausführung] 
hatte  bringen  wollen,  war  eine  ganz  andere 
gewesen.  Alexander  der  Große,  die  Römer 
und  danach  die  deutschen  Kaiser  und  die  päpst- 
liche Kirche,  sie  alle  hatten  versucht,  ein 
großes,  den  ganzen  Kulturkreis  umspannendes 
Weltreich  in  der  Form  der  Universat- 
monarchie zu  errichten  1).  An  diesem  rein 
universalmonarchischen  Charakter  aber  hatten 
ihre  Bestrebungen  scheitern  müssen.  Das  hatte 
sich  besonders  wieder  gezeigt,  als  das  Papst- 
tum, das  in  seinem  Kampfe  um  die  Weltherr- 
schaft über  das  Kaisertum  hatte  triumphieren 
dürfen,  in  den  erwachten  Nationen  selbst  wieder 
einem  stärkeren  Gegner  weichen  mußte. 

Doch  gestützt  von  der  Lehre  der  Einheit  der 
Christenheit  blieb  die  Weltreichsidee,  die  Kaiser 
und  Papst  vergeblich  zu  verwirklichen  erstrebt 
hatten,  auch  nach  dem  Mißlingen  ihrer  Ver- 
suche lebendig.  Nur  der  Weg,  auf  dem  das 
Ziel  einer  großen,  friedlichen  civitas  gen- 
tium maxima  erreicht  werden  sollte,  mußte 
ein  anderer  werden.  Zwar  sollte  die  Idee  der 
Universalmonarchie  in  Dantes  Schrift:  „De 
monarchia"  noch  einmal  wieder  aufleben. 
Doch  der  Gang  der  Weltgeschichte  hatte  Dantes 
Traum  von  einem  starken,  der  Welt  den  Frie- 
den bringenden  deutschen  Kaisertum  längst  als 
unerfüllbar  erwiesen. 

Nachdem  die  Versuche  der  Errichtung  einer 
Universalmonarchie  gescheitert  waren  und  die 


1)  Vgl.  Schücking:  a.  a.  O.,  S.   12  ff. 


nationalen  Staaten  ihre  Emanzipation  schon  voll- 
endet hatten,  konnte  sich  eine  neue  Weltorgani- 
sation nur  mehr  als  föderative  Vereini- 
gung der  europäischen  Staaten  denken  lassen. 

Dieser  Entwicklung  trugen  denn  auch  die 
späteren  Weltstaatsprojekte  Rechnung. 

Das  erste,  das,  wenn  auch  noch  schüch- 
tern, auf  diesem  Wege  vorzugehen  und  einen 
regelrechten  internationalen  Staatenbund  vor- 
zuschlagen wagte,  war  ein  Traktat  des  Fran- 
zosen Peter  Dubois  „de  recuperatione 
terre  Sancte",  das  etwa  um  1306  erschien O- 
Dubois,  der  die  Stellung  eines  königlichen  An- 
walts bekleidete,  hatte  sich  dadurch  bekannt 
gemacht,  daß  er  durch  mehrere  zündende 
Schriften  in  den  heftigen  Kampf  zwischen  Papst 
Bonifaz  VIII.  und  Philipp  IV.  von  Frankreich 
zu  Gunsten  des  Königs  eingegriffen  hatte. 

In  dem  oben  genannten  Werk,  das  in  seinem 
ersten  Teil  an  alle  Fürsten,  im  zweiten  aber 
nur  an  den  König  von  Frankreich  gerichtet  ist, 
entwickelt  er  unter  dem  Vorwand,  für  die  Er- 
oberung des  heiligen  Landes  Stimmung  machen 
zu  wollen,  seine  Reformpläne.  In  diesem  hebt 
er  sich  über  das  in  Dantes  Monarchia  aufge- 
stellte Ideal  weit  empor,  und  das,  obwohl  er, 
in  etwas  zweideutiger  Stellung,  im  zweiten  Teil 
seiner  Abhandlung  für  seinen  König  von  Frank- 
reich die  Weltherrschaft  fordert,  die  ihm  nur 
mit  einem  Kaiser  oder  Papst  an  der  Spitze  als 
so  unmöglich  und  so  verwerflich  erscheint.  Doch 

1)  Vgl.  dazu  die  Monographie  von  E.  H.  Meyer: 
Die  Staats-  und  völkerrechtlichen  Ideen  von  Peter  Dubois, 
Marburg  1Q08. 


in  dieser  Forderung  werden  wir  nichts  meh!r 
als  eine  captatio  benevolentiae  zu  sehen  haben, 
mit  der  er  den  König  für  sein  Projekt  zu  ge- 
winnen hofft.  An  eine  neue  Universalmonarchie 
hat  er  sicherlich  nie  gedacht,  dazu  sind  die 
Gründe,  die  er  dagegen  ins  Feld  führt,  zu 
stichhaltig,  als  daß  er  selbst  noch  an  deren 
Verwirklichung  geglaubt  hätte.  Eine  Vor- 
machtstellung Frankreichs  mag  er  erstrebt 
haben,  nicht  mehr.  In  dem  ersten  Teil  des 
Traktats  fordert  er  die  Errichtung  eines  großen 
Völkervereins  mit  einem  Kongreß  der  verschie- 
denen Staatsoberhäupter  an  der  Spitze.  Es  soll 
also  nicht  mehr  einer  der  Herrscher  der  Mensch- 
heit sein,  sondern  an  seine  Stelle  soll  treten  das 
Konzil  aller  Fürsten  der  zu  der  großen  res 
pubUca  gehörenden  Staaten. 

In  diesem  Postulate  eines  Fürstenkongresses 
liegt  verborgen  die  Achtung  vor  der  Individua- 
lität und  der  Gleichberechtigung  der  Staaten, 
deren  Zusammenfassung  zu  einem  allgemeinen 
europäischen  Staatenverein  vor  allen  Dingen 
der  Errichtung  und  Erhaltung  des  ewigen 
Friedens  dienen  soll. 

Um  das  Ziel  zu  erreichen,  soll  der  Papst 
auf  Antrag  des  französischen  Königs  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Fürsten  zu  einem  Konzile 
berufen,  auf  dem  dann  der  Bund  endgültig  ge- 
schlossen werden  muß. 

Um  die  Gründung  aber  zu  einer  dauernden 
zu  machen,  wird  das  Konzil  einen  ständigen 
Schiedsgerichtshof  einsetzen.  Denn  vor 
wem,  meint  Dubois,  sollten  die  im  übrigen  un- 
abhängigen   Staaten   und    Fürsten    sonst   ihre 
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Rechtsstreitigkeiten  austragen  können?  Das 
Konzil  soll  die  Wahl  von  geistlichen  und  welt- 
lichen Richtern  anordnen,  aus  denen  dann  im 
einzelnen  Streitfalle  die  Parteien  sich  je  drei 
geistliche  und  weltliche  Richter  auszusuchen 
haben,  die  zusammen  das  Gerichtskollegium 
bilden  sollen.  Wir  finden  also  hier  den  Ge- 
danken der  Zusammensetzung  eines  inter- 
nationalen Gerichts,  wie  er  600  Jahre  später 
auf  der  ersten  Haager  Friedens-Konferenz  ver- 
wirkUcht   worden   ist^). 

Gegen  den  Schiedsspruch  des  Kollegiums 
sollte  es  aber  auch  noch  eine  Berufungsinstanz 
geben,  falls  eine  Partei  sich  nicht  damit  zufrie- 
den erklärte.  Zweite  Instanz  war  der  Papst, 
dem  jeder  Spruch  zur  Bestätigung  oder  Ab- 
änderung vorgelegt  werden  sollte. 

Sogar  eine  Art  Bundesexekution  hatte 
Dubois  ausgedacht:  Gegen  jeden  Friedensstörer 
sollte  durch  die  bei  der  Gesamtheit  der  Staaten 
ruhende  Zwangsgewalt  die  Bundesexekution 
vollzogen  werden.  Als  Strafe  schlug  er  vor, 
den  DeUnquenten  aller  Habe  zu  berauben 
und  nach  Palästina  zu  deportieren  zur  Erobe- 
rung und  Kolonisierung  des   heiligen   Landes. 

Daß  aber  auch  dieses  wohlerwogene  Projekt 
so  ohne  jeden  Einfluß  geblieben  ist,  wird  nicht 
so  sehr  an  der  damals  noch  immer  mächtigen 
Nachwirkung  der  Idee  des  Kaisertums  gelegen 
haben,  wie  Schücking  meint ^),  sondern  an  den- 


^)   An  eine  Hinzuziehung  geistlicher  Richter  hat  man 
heute  aber  natürlich   nicht   mehr  gedacht. 
2)  a.  a.  O.,  p.   30. 
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selben  Gründen,  an  denen  auch  heute  noch  alle 
ähnlichen  Vorschläge  scheitern  müssen. 

Die  große  Bedeutung  des  Werkes  für  die 
.Weltstaatsliteratur  liegt  aber  darin,  daß  Dubois 
als  erster  unter  Ablehnung  der  Universalmonar- 
chie die  Weltorganisation  erstrebt  hatte  in  der 
Form  eines  internationalen  staatlichen  Vereins. 
Das  Vorbild  zu  seinem  Plan  mag  er  dabei  in 
dem  Amphiktyonenbund  der  Griechen 
geftmden  haben.  Die  Idee  der  Errichtung 
einer  civitas  maxima  auf  föderativer 
Grundlage  ist  aber  seitdem  nie  ganz  ver- 
gessen worden. 

Aus  ganz  eigenartigen  Verhältnissen  heraus 
wurde  im  Jahre  1461,  also  etwa  1%  Jahrhun- 
dert nach  Dubois,  ein  Projekt  geboren,  das 
lange  Zeit  die  Kabinette  von  Paris  und  Venedig 
ernstlich  beschäftigen  sollte.  Zwei  Umstände 
waren  es  vornehmlich,  die  den  Böhmenkönig 
Georg  von  Podjebrad  auf  den  Vorschlag 
brachten,  sich  durch  die  Anregung  eines  euro- 
päischen Fürstenbundes  aus  einer  bedrängten 
Lage  zu  befreien  i). 

Als  Hussitenkönig  konnte  er  sich  auf  dem 
Throne  nur  halten,  wenn  er  die  ihm  unentbehr- 
Hche,  fanatische  Utraquisten-Partei  auf  seiner 
Seite  hatte.  Dies  mußte  ihm  aber  den  Haß  und 
die  gefähriiche  Feindschaft  des  Papstes  zuziehen, 
der  ihm,  als  einem  Ketzerkönig,  sowieso  nicht 
sehr  gewogen  war.  Dann  aber  hatte  die  ganz 
Europa  drohende  Türkengefahr  naturgemäß  in 


1)  Vgl.    dazu    Schwitzki:     Der   europäische    Fürsten- 
bund   Georgs   v.    Podjebrad. 
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seinem  Lande  die  größte  Beängstigung  hervor- 
gerufen. 

Dies  waren  die  äußeren  Anlässe.  Das  Pro- 
jekt selbst  war  aber  nicht  Georgs  eigenem 
Kopfe  entsprungen,  sondern  eine  Erfindung 
seines  Kanzlers  Antonius  Marini  aus 
Gratianopolis.  Der  ganze  Plan  war  in  der 
Tat  ein  rechtes  Diplomatenstück.  In  einer  wort- 
reichen Einleitung  führt  Georg  bittere  Klage 
über  die  Zerrissenheit  der  Christenheit:  Einst, 
sagt  er,  war  die  Christenheit  blühend,  mächtig 
und  über  weite  Länder  verbreitet.  Nicht  we- 
niger als  117  Königreiche  gehörten  ihr  an  und 
niemand  würde  gewagt  haben,  sie  zum  Kriege 
zu  reizen.  —  Längst  hat  sich  das  aber  geändert. 
Haben  doch  jüngst  erst  die  Türken  Griechen- 
land erobert  imd  selbst  Konstantinopel  ge- 
stürmt. „O  aurea  Provincia!''  ruft  er  aus.  „O 
terrarum  decus  christianitas  quomodo  ex  te 
honor  omnis  excessit." 

Da  Georg  hier  den  vom  Papste  selbst  ge- 
predigten Türkenkrieg  als  vornehmsten  Zweck 
auf  seine  Bundesfahne  schrieb,  konnte  er  hoffen, 
mit  einem  Schlage  den  Papst  zu  entwaffnen  und 
sich  selbst  aus  der  drohenden  Vereinsamung 
zu  befreien. 

Sein  Projekt  weist  einige  Verwandtschaft  auf 
mit  dem  viel  älteren  des  Peter  Dubois,  das 
Marini  —  selbst  ein  geborener  Franzose  —  ge- 
kannt haben  mag.  Doch  Marinis  Plan  ist  in 
seiner  ganzen  Anlage  viel  weitgehender  und 
ungeheuerUcher.  Dubois  bekämpfte  zwar  auch 
in  seinem  Entwurf  jede  universalmonarchische 
Tendenz  des  Kaisertums,  aber  an  die  Souverä- 
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nität  des  Kaisers  über  die  deutschen  Fürsten 
hatte  er  doch  nicht  zu  tasten  gewagt.  Hier 
aber  sucht  ein  zum  Reiche  gehöriger  Fürst, 
der  selbst  von  Friedrich  III.  mit  Böhmen  feier- 
lichst belehnt  worden  war,  sich  über  den  alten 
Reichsverband  völlig  hinwegzusetzen,  als  wäre 
er  überhaupt  nicht  vorhanden.  Das  Projekt 
bedeutete  geradezu  die  Auflösung  des  Reiches 
und  die  Vernichtung  des  Kaisertums,  ein  Beweis 
dafür,  wie  schon  damals  der  Reichsverband 
sich  immer  mehr  jenem  irreguläre  aUquod 
corpus  et  monstro  simile  näherte,  mit  dem  es 
zwei  Jahrhunderte  später  von  Pufendorf  ver- 
ghchen  wurde.  Nicht  als  solches  sollte  das 
Reich  in  den  neu  zu  schaffenden  Organismus 
eintreten,  sondern  die  deutschen  Fürsten  sollten 
neben  Friedrich  III.  als  souveräne  Herren  in 
dem  Bunde  vertreten  sein. 

Im  einzelnen  war  die  Verfassung  des  Bun- 
des ziemlich  straff  gedacht.  Als  oberstes  Organ 
schlug  Podjebrad  ein  Kollegium  von  Vertre- 
tern der  teilnehmenden  Fürsten  vor,  einen  stän- 
digen Gesandtenkongreß,  vergleichbar  etwa 
dem  Reichstage  des  alten  Reiches  oder  dem 
späteren  deutschen  Bundesrat.  Die  Gesandten 
sollten  mit  Generalvollmacht  ausgestattet  wer- 
den, aber  vollkommen  gebunden  sein  an  den 
Auftrag  der  sie  entsendenden  Fürsten. 

Selbst  eine  Spitze  des  Bundes  hatte  sich 
Podjebrad  ausgedacht.  Als  Präsident  war  wahr- 
scheinlich der  König  von  Frankreich  ausersehen, 
der  auch  bei  Aufzählung  der  einzelnen  Nationen 
an  erster  Stelle  genannt  war. 
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Neben  Bundesrat  und  Präsident  aber 
sollte  als  drittes  und  wichtigstes  Organ  ein 
gemeinsamer  Gerichtshof  treten,  Kon- 
sistorium oder  Parlamentum   genannt. 

Unter  diese  Bundesorgane  suchte  Marini 
die  verschiedenen  Aufgaben  zu  verteilen.  Eine 
Unterscheidung  der  Gewalten  war  ihm  dabei 
aber  naturgemäß  noch  nicht  bekannt.  Das 
Kollegium  der  Gesandten  war  berufen,  die 
Bundesgesetzgebung  auszuarbeiten  und  über 
Krieg  und  Frieden  zu  beschließen.  Denn  das 
Recht  der  Kriegserklärung  und  Kriegsführung 
sollte  auf  die  Gesamtheit  übergehen,  wenn  auch 
die  Militärhoheit  noch  bei  den  Einzelstaaten 
belassen  wurde. 

Das  Bundesgericht  aber  war  bestimmt.  Recht 
zu  sprechen  in  allen  Streitigkeiten,  die  sich  unter 
den  Mitghedern  des  Bundes  erheben  sollten. 
Die  Einrichtung  dieses  obersten  Gerichtshofes 
ist  das  wichtigste  in  Podjebrads  ganzem  Pro- 
gramm. Es  läßt  erkennen,  wie  straff  der  Ver- 
fasser sich  die  Durchführung  seines  Projektes 
gedacht  hat  und  stempelt  den  christlichen 
Fürstenbund  nach  der  Theorie  Georg  Meyers 
geradezu  zu  einem   Bundesstaat. 

Außer  dieser  strengen  Konzentration  wies 
Podjebrads  Entwurf  gegenüber  Dubois'  Vor- 
schlag einen  anderen  Vorzug  auf,  nämlich  den, 
daß  er  einem  realen  augenblicklichen  Bedürf- 
nis entsprungen  war  und  deshalb  den  König 
von  Böhmen  mit  seinem  ganzen  Einfluß  hinter 
sich  hatte.  Daß  trotzdem  beide  Projekte  das 
gleiche  Schicksal  teilten,  darf  uns  bei  dem  Miß- 
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erfolg  aller  späteren  Entwürfe  nicht  welter 
wundern. 

An  einer  Schwäche  des  Programms  hätte 
der  christHche  Fürstenbund  damals  allein  schon 
scheitern  müssen:  an  der  gänzHchen  Ausschal- 
tung des  Papsttums  und  besonders  an  der  ver- 
frühten Emanzipation  von  Kaiser  und  Reich, 
das  doch  viele  Jahrzehnte  später  unter  Karl  V. 
noch  einmal  einen  ungeheuren  Aufschwung  er- 
fuhr und  wieder  einen  universalmonarchischen 
Charakter  anzunehmen  schien.  Bei  der  Be- 
urteilung von  Podjebrads  Projekt  darf  aber  vor 
allem  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Sache 
des  Friedens  dem  Könige  nicht  Ziel,  sondern 
nur  Mittel  zum  Zweck  war.  Sein  Projekt  war 
ein  geschickter  politischer  Schachzug,  durch  den 
er  sich  aus  einer  bedrängten  Lage  befreien 
wollte. 

Trotz  dieser  Mängel  ist  Podjebrads  Vor- 
schlag neben  dem  des  Franzosen  Dubois  das 
beste  und  nüchternste  der  Weltstaatsprojekte 
vor  Saint-Pierre.  Ihre  klarste  und  an  innerer 
Ourchbildung  reichste  Form  erhielt  die  Welt- 
staatsidee nach  ihnen  erst  in  dem  ausführlichen 
Werke  des  Abbe  de  Saint-Pierre,  des 
überzeugtesten  und  beharrlichsten  der  Friedens- 
apostel aller  Zeiten  i). 


1)  Das  Projekt  Sully's  wird  wegen  seines  engen  Zu- 
sammenhangs mit  dem  Saint-Pierre's  weiter  unten  be- 
handelt,   s.  S.  59. 


2.  Kapitel. 
Des  Abbe  de  Saint-Pierre  Projekt  vom  ewigen  Frieden 

I. 

Die  fünf  Grundartikel. 

Charles-Irenee  Castel  de  Saint- 
Pierrei)  wurde  geboren  am  18.  Februar  1658 
auf  dem  Schlosse  von  Saint-Pierre  Eglise  in  der 
Nähe  von  Cherbourg.  Er  war  der  zweitgebo- 
rene von  fünf  Kindern.  Zu  schwach  für  den 
Soldatenberuf  wurde  er  schon  in  seiner  Jugend 
zum  geistUchen  Stande  bestimmt  und  von  den 
Jesuiten  erzogen.  Der  Theologie  konnte  er  aber 
nie  besonderen  Geschmack  abgewinnen,  lieber 
wandte  er  sein  Interesse  der  Philosophie  oder 
jedem  anderen  Studium  zu.  Metaphysik,  Che- 
mie, Physik,  Anatomie,  Medizin,  an  alles  wagte 
er  sich  heran.  Da  er  in  der  Provinz  seine 
brennende  Wißbegier  nicht  stillen  konnte,  ging 
er  1686  nach  Paris.  Er  hatte  Glück  und  wußte 
hier  bald  in  einflußreichen  Kreisen  Eingang  zu 
finden.  Besonders  günstig  für  ihn  war,  daß 
er  durch  seinen  Freund  Fontenelle  in  den  Salon 

1)  Eine  ausführliche  Biographie  findet  sich  in  Molinari: 
L'Abbe  de  Saint-Pierre,  p.  20  ff.  und  bei  Goumy :  Etüde 
sur  la  vie  et  les  ecrits   de  l'Abbe  de  Saint-Pierre,  p.  5  ff. 
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der  jnächtigen  Marquise  de  Lambert  einge- 
führt wurde,  deren  Fürsprache  ihm  schon  im 
Jahre  1695  einen  Sitz  in  der  Academie  frangaise 
verschaffte.  In  dieser  Zeit  kaufte  er  sich  auch 
ein  Amt  bei  Hofe  und  wurde  Almosenier  von 
„Madame",  der  GemahUn  des  Herzogs  von 
Orleans,  Schwägerin  Ludwigs  XIV. i). 

Schon  damals  trug  sich  der  Abbe,  der 
zeitlebens  ein  großer  Projektenmacher  bleiben 
sollte,  mit  Ideen  über  den  ewigen  Frieden, 
und  nur  darum  war  ihm,  dem  Reflechisseur, 
der  Aufenthalt  bei  Hofe  so  erwünscht,  weil 
er  hier,  unmittelbar  im  Proszenium  des  großen 
politischen  Theaters  Europas,  für  seinen  refor- 
matorischen Geist  am  ehesten  Nahrung  und 
Beschäftigung  fand.  „Indem  ich  mir  eine  Stelle 
bei  Hofe  kaufte",  schreibt  er  2),  „kaufte  ich  mir 
damit  eine  Loge,  von  der  aus  ich  die  Schau- 
spieler betrachten  kann,  die  auf  dem  Welt- 
theater so  wichtige  Rollen  spielen."  Saint- 
Pierre  ist  zeitlebens  ein  scharfer  Beobachter 
geblieben. 


.  1)  Er  war  also  Hofgeistlicher  der  Prinzessin  Elisabeth- 
Charlotte  von  der  Pfalz,  der  durch  ihre  Briefe  berühmten 
„Liselotte",  die  auch  am  Hofe  Ludwigs  XIV.  ihre  echt 
deutsche  Gesinnung  bewahrte.  In  ihren  Briefen  erzählt 
sie  auch  von  ihrem  ersten  Almosenier,  der  wegen  seines 
Projektes  vom  ewigen  Frieden  nicht  wenig  verspottet 
werde.  Vgl.  E.  Bodemann:  Aus  den  Briefen  der  Her- 
zogin Elisabeth  von  Orleans  an  die  Kurfürstin  Sophie 
von   Hannover.     Hannover   1891,  p.  278  und  281. 

2)  In  einem  an  Madame  de  Lambert  gerichteten 
Briefe  vom  4.  1.  1697,  s.  Leonce  de  Lavergne  in  Revue 
des  Deux  Mondes,  T.  79,  S.  559. 
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Was  sich  alles  vor  seinen  Augen  abspielte, 
konnte  auf  seinen  empfänglichen  Geist  auch 
nicht  ohne  Einfluß  bleiben.  Saint-Pierre  sah 
mit  an  die  ganze  letzte  von  unglücklichen  Krie- 
gen ausgefüllte  Regierungszeit  des  großen 
Ludwig,  den  Sonnenkönig  am  Abend  seines 
Lebens  einen  gebrochenen,  willenlosen  Greis, 
und  das  Elend  des  unter  der  immer  drücken- 
deren Steuerlast  seufzenden  Volkes.  Saint- 
Pierre  sah  auch  das  Gegenstück  zu  diesem  Bild. 
Als  Sekretär  Polignac's,  eines  der  französischen 
Bevollmächtigten  bei  dem  Utrechter  Friedens- 
kongreß, lernte  er  die  blühenden  und  reichen 
Niederiande  kennen,  deren  Wohlhabenheit  er 
mit  dem  traurigen  Zustande  seines  völlig  er- 
schöpften Vateriandes  vergleichen  konnte.  Die- 
ser Gegensatz  trug  nicht  wenig  dazu  bei,  den 
Abbe  in  seinen  reformatorischen  Plänen  zu 
bestärken.  Als  der  Friede  geschlossen  war  und 
Ludwig  XIV.  seine  Laufbahn  fast  beendigt  hatte, 
hielt  Saint-Pierre  den  Augenblick  für  gekom- 
men, um  den  Völkern  Europas  seine  große  Ent- 
deckung mitzuteilen  1). 

Im  Jahre  1713  erschienen  die  beiden  ersten 
Bände  seines  Projektes  über  den  ewigen  Frie- 
den, denen  er,  um  noch  ein  übriges  zu  tun, 
drei  Jahre  später  einen  dritten  Band  zur  Er- 
läuterung hinzufügte.  Das  ganze  Werk  war 
aber  zu  weitschweifig  und  konnte  den  Leser, 
der  den  ermüdenden  Stil  und  die  ewigen 
Wiederholungen  des  guten  Abbe   noch    nicht 

1)  Sein  Projekt  war  schon  früher  bekannt,  aber  noch 
nicht  veröffentlicht.  In  Utrecht  wird  er  schon  für  seine 
Idee  geworben   haben. 

Born  er,  Das  Weltstaatsprojekt  des  Abbe  de  Saint-Pierre.        2 
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kannte,  schon  durch  seinen  Umfang  vor  einem 
eingehenderen  Studium  abschrecken.  Diese 
Schwäche  seines  Werkes  erkannte  der  Autor 
sehr  wohl  und,  da  er  kein  Mittel,  mit  seinen 
Plänen  gehört  zu  werden,  unversucht  lassen 
wollte,  gab  er  später  —  1729  —  noch  einen 
kurzen  Auszug  heraus.  Aber  auch  in  diesem 
Abrege  verleugnet  er  nicht  seinen  Charakter, 
denn  er  zeigt  sich  auch  hier  als  einen  der  weit- 
schweifigsten Schriftsteller  des  ganzen  Jahr- 
hunderts. Der  kurze  Titel,  in  dem  der  Abbe  dem 
Leser  schon  einen  Vorgeschmack  dessen  gibt, 
was  ihn  erwartet,  lautet:  Abrege  du  Projet  de 
paix  perpetuelle,  invente  par  le  Roi  Henri  IV, 
approuve  par  la  Reine  Elisabeth,  par  le  Roi 
Jaques  son  successeur,  par  les  republiques  et 
par  divers  autres  potentats  approprie  ä  l'etat 
present  des  affaires  generales  de  TEurope, 
demontre  infiniment  avantageux  pour  tous  les 
hommes  nes  et  ä  naitre  en  general,  et  en  par- 
ticulier  pour  tous  les  Souverains  et  les  Maisons 
Souveraines. 

Die  Verbreitung  seines  Lieblingswerkes  be- 
treibt Saint-Pierre  in  der  Folgezeit  mit  geradezu 
rührendem  Eifer.  Als  von  Gott  gesandter 
Missionar  und  Apostel  der  Friedensidee  unter- 
nimmt er  einen  wahren  Krieg  zur  Verbreitung 
seiner  Lehre.  Damals  gab  es  vielleicht  keinen 
Fürstenhof,  zu  dem  der  Abbe  seinem  Werke 
nicht  Zugang  verschafft  hätte,  vielleicht  keinen 
einflußreichen  Staatsmann  und  keinen  namhaften 
Gelehrten  in  Europa,  der  sich  rühmen  konnte, 
von  den  unschuldigen  Verfolgungen  des  guten 
Abbe  verschont  zu  sein. 
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Wie  es  schon  in  dem  Titel  betont  und  im 
Projekt  selbst  an  verschiedenen  Stellen  aus- 
gesprochen ist,  sucht  der  Autor  den  Schein 
zu  erwecken,  als  nehme  er  die  Idee  eines 
Größeren,  nämUch  die  Pläne  Heinrichs  IV. 
wieder  auf.  Da  aber  dieses  Projekt,  wie  durch 
die  Arbeit  verschiedener  Schriftsteller  unab- 
hängig voneinander  festgestellt  worden  ist^), 
dem  Könige  von  seinem  Minister  SuUy  nur 
untergeschoben  war  und  dies  auch  Saint-Pierre 
kaum  unbekannt  sein  konnte,  haben  wir  in  der 
Berufung  auf  Heinrich  IV.  wohl  mehr  eine  List 
des  schlauen  Abbe  zu  sehen  2).  Indem  er  sich 
bescheiden  hinter  der  auch  damals  noch  über- 
aus populären  Heldengestalt  des  Königs  ver- 
schanzte, verwahrte  er  sich  einmal  gegen  et- 
waige Vorwürfe  übertriebener  Phantasterei  3) 
und  erfand  gleichzeitig  eines  der  bei  ihm  so 
beUebten  Mittel,  den  Fürsten,  auf  die  es  ihm 
doch  vor  allem  ankam,  sein  Projekt  mund- 
gerecht zu  machen.  Der  Name  Heinrichs 
sollte  dem  Werke  einen  erhöhten  Glanz  ver- 
leihen. 

In  Wirkhchkeit  aber  sind  die  beiden  Projekte 


1)  Vgl.  Moritz  Ritter:  Die  Memoiren  Sully's,  Mün- 
chen 1871;  M.  Kükelhaus:  Der  Ursprung  des  Planes 
von   Sully,    Berlin    1893. 

2)  Saint-Pierre  ist  aber  naiv  genug  zu  erzählen,  die 
Memoiren  Heinrichs  IV.  seien  lange  Zeit  in  einem  Blei- 
kasten verborgen  gewesen,  den  er,  zufällig  im  Garten 
grabend,  aufgefunden  habe,  s.  T.  II,  p.  47. 

3)  So  sagt  er  wörtlich:  ,,je  m'en  sers  comme  de 
bouclier  pour  me  mettre  ä  couvert  contre  les  Insultes  de 
oeux  qui,  soit  par  petitesse  d'esprit,  soit  par  inattention',- 
voudraient  me   traiter  de   Visionnaire,    T.   I,   p.    124. 
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voneinander  sehr  verschieden.  Trotz  des  Titels 
und  der  Erklärungen  des  Autors  handelt  es 
sich  in  Saint-Pierre's  Werk  um  ein  Original, 
in  dem  er  neue  und  selbständige  Gedanken 
entwickelt. 

Die  erste  große,  dreibändige  Ausgabe  des 
Projekts  war  in  sieben  Abhandlungen  (Dis- 
cours) eingeteilt,  in  deren  vierter  der  Autor 
seine  eigentlichen  Forderungen  stellte^). 

1.  In  zwölf  Grundartikeln  (articles  fon- 
damentaux)  waren  da  die  Regeln  aufgezählt, 
an  denen  die  zu  gründende  Staatengesellschaft 
nur  mit  Zustimmung  aller  Beteiligten  eine  Ver- 
änderung vornehmen  dürfe. 

2.  Acht  folgende  wichtige  Artikel  (articles 
importants)  enthielten  die  Bestimmungen,  die 
die  Staaten  beliebig  vermehren  oder  aufheben 
könnten,  sofern  eine  Dreiviertel-Mehrheit  für 
die  Änderung  gewonnen  sei. 

3.  Acht  weitere  nützliche  Artikel  (articles 
utiles)  waren  bestimmt  zur  Regelung  weniger 
wichtiger  Einzelpunkte. 

Diese  Forderungen  faßte  Saint-Pierre  später 
in  seinem  schon  genannten  Abrege  in  ge- 
drängter Form  zu  fünf  Artikeln  zusammen. 
Das  Abrege  selbst,  das  immerhin  noch  weit- 
schweifig genug  ist,  ist  in  zwei  Teile  eingeteilt. 
Der  erste  Teil  besteht  aus  fünf  Sätzen  (propo- 
sitions),  während  der  zweite  alle  etwa  gegen 
diese  Sätze  zu  erhebenden  Einwendungen  wider- 
legen soll.  Von  diesen  fünf  Sätzen  ist  der  erste 
der    wichtigste,    denn     er     enthält    die    fünf 

1)  T.  I,  p.  284  ff. 
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Grundartikel  einer  großen  europäi- 
schen Union,  das  „Elixir  merveilleux"  des 
ganzen  Problems.  Der  zweite  Satz  beweist,  daß 
die  Unterzeichnung  der  fünf  Artikel  mit  völliger 
Sicherheit  den  ewigen  Frieden  herbeiführen 
muß,  weshalb  auch  der  Kaiser  (Satz  III),  der 
König  von  Frankreich  (Satz  IV),  sowie  alle  an- 
deren Fürsten  Europas  (Satz  V),  das  dringendste 
Interesse  daran  haben,  auf  die  Unterzeichnung 
der  fünf  Artikel  hinzuwirken  i).  Die  Ehre  der 
Ausführung  dieses  Projektes  möge  der  König 
von  Fk-ankreich,  dem  das  Werk  gewidmet  ist, 
sich  doch  nicht  entgehen  lassen. 

Vor  der  Errichtung  des  großen  Staaten- 
bundes aber,  der  durch  Unterzeichnung  der 
fünf  Artikel  geschlossen  wird,  kann  nach  ihm 
ein  längerer  Friedenszustand  niemals  erwartet 
werden.  Der  bestehende  Zustand  erscheint  ihm 
unhaltbar  und  bedarf  daher  dringend  der  Än- 
derung. Da  die  bisherigen  Mittel,  den  Frieden 
zu  sichern,  sich  aber  als  völlig  unzulänglich  er- 
wiesen haben,  so  müssen  die  Fürsten  zu  einem 
ganz  anderen,  bisher  nicht  gekannten  Mittel 
greifen. 

Dazu  führt  er  etwa  folgendes  aus:  Die 
gegenwärtige  Verfassung  Europas  muß  not- 
gedrungen immer  wieder  zu  Kriegen  führen, 
da  sie  niemals  eine  Garantie  dafür  schaffen 
kann,  daß  die  geschlossenen  Friedensverträge 
auch  wirkhch  gehalten  werden.  Die  Friedens- 
schlüsse, die  von  Zeit  zu  Zeit  geschlossen  wer- 
den, sind  in  Wahrheit  nur  Waffenstillstände; 


1)  S.  3  des  Abrege. 
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denn  der  Besiegte  unterwirft  sich  den  Be- 
dingungen des  Siegers  nur  unter  dem  stillen 
Vorbehalt,  bei  der  nächsten  Gelegenheit  wieder 
zu  den  Waffen  zu  greifen  und  Rache  zu  nehmen. 

Das  einzige  Mittel,  den  Frieden  zu  einem 
dauernden  zu  machen,  ist,  ihn  zu  sichern  mit 
Hilfe  analoger  Einrichtungen,  wie  sie  im  Schöße 
eines  jeden  Staates  Leben  und  Eigentum  der 
Einzelnen  gewährleisten. 

Dies  glaubt  er  am  Beispiel  der  Famihe  am 
ehesten  zeigen  zu  können  i) :  Die  Familien,  sagt 
er,  haben  das  Glück,  Gesetze  zu  besitzen,  die 
ihre  Rechte  bestimmen,  und  Gerichte,  die  diesen 
Gesetzen  Achtung  verschaffen.  Sie  haben  die 
Gewißheit,  daß  ihre  zukünftigen  Rechte  ge- 
sichert werden,  ohne  daß  sie  gezwungen  sind, 
gegeneinander  die  Waffen  zu  erheben,  daß 
ihre  Verträge  geachtet  werden,  solange  der 
Staat  selbst  besteht,  der  sie  umfaßt.  Die 
Famihenhäupter  wissen,  daß,  wer  sich  weigert, 
den  vom  Staate  gewiesenen  Weg  des  Gerichts 
zu  beschreiten  und  mit  roher  Gewalt  gegen 
seinen  Gegner  vorgeht,  strenge  Strafe  für  die 
Verletzung  des  staatlichen  Gebots  zu  gewär- 
tigen hat. 

Unglücklicherweise  haben  sich  die  Souve- 
räne, die  doch  Häupter  vieler  Famihen  sind, 
noch  nicht  dazu  entschließen  können,  einen 
ewigen  Bund  aufzurichten  znir  Erhaltung  und 
Garantie  ihrer  Rechte,  noch  sich  einem  stän- 
digen Schiedsgericht  unterworfen,  das 
ihre  Streitigkeiten  ohne  Krieg  schHchten  würde. 


1)  S.  11  des  Abrege. 
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So  haben  sie  nicht  die  geringste  Sicherheit,  daß 
ihre  Verträge  gehalten  werden,  und  da  sie  ihre 
Differenzen  weder  durch  Vermittlung  noch 
durch  Schiedsspruch  regeln  lassen,  werden  sie 
immer  gezwungen  sein,  ihre  Hoffnungen  auf 
den  so  unsicheren  und  unheilvollen  Ausgang 
eines  Krieges  zu  setzen. 

Die  Streitigkeiten,  die  bis  heute  zwischen  den 
Souveränen  so  oft  Anlaß  zu  dem  Kriege  gegeben 
haben,  werden  auch  in  Zukunft  nicht  aufhören 
oder  geringer  werden,  da  die  Gründe,  aus  denen 
sie  entstehen,  immer  dieselben  bleiben.  Hier 
führt  der  Abbe  in  endloser  Reihe  die  Ursachen 
an,  die  bisher  zum  Kriege  geführt  haben  und 
führen  werden,  solange  nicht  Europa  durch  die 
Schaffung  der  Societe  permanente  von 
Grund  aus  neu  gestaltet  werde.  Er  wiederholt, 
daß  der  Besiegte,  der  nur  gezwungen  den  Ver- 
trag unterzeichnet,  weil  er  fürchtet,  sonst  noch 
mehr  zu  verHeren,  nur  für  die  Gegenwart  auf 
den  Kampf  verzichtet  und  nur  auf  den  Zeit- 
punkt wartet,  der  ihm  gestatte,  von  neuem  den 
Frieden  zu  stören.  Er  erinnert  an  die  vielen 
Kämpfe,  die  um  die  Grenzen  der  Staaten  ge- 
fochten sind,  die  sich  aus  dem  Handelsverkehr 
oder  der  verschiedenen  Auslegung  unklarer  Ver- 
träge ergeben  haben,  und  wie  vor  allem  der 
skrupellose  Ehrgeiz  ruhmsüchtiger  Fürsten  eine 
beständige  Bedrohung  des  Friedens  ist,  da  sie 
sich  nur  solange  durch  die  Verträge  binden 
lassen,  als  sie  an  deren  Verletzung  kein  In- 
teresse haben.  Solange  dem  Ehrgeizigen  der 
,Weg  der  Gewalt  nicht  durch  ein  obligato- 
risches Schiedsgericht  verschlossen  ist, 


24 


wird  er  Vermittlung  und  Schiedsgericht  immer 
verachten:  das  Recht  des  Stärkeren  ist  sein 
einziges  Gesetz.  i 

Die  Staatsverträge  sind  ihm  nichts  anderes 
als  gegenseitige  Versprechungen,  denen  sich 
jeder  der  Kontrahenten  nach  Möghchkeit  zu 
entziehen  sucht,  solange  nicht  eine  starke,  mit 
Zwangsgewalt  ausgerüstete  Orga- 
nisation deren  Einhaltung  erzwingt.  Die 
guten  oder  schlechten  Vorwände  fehlen  ja  nie- 
mals dem  Stärkeren,  um  seine  Ansprüche  mit 
dem  Scheine  des  Rechts  zu  umgeben^),  und 
gerade  in  der  Unklarheit  der  Verträge  wird 
am  ehesten  der  Grund  gefunden,  sie  zu 
brechen  2). 

Im  Staate  ferner  wird  der  Einzelne  nur  sel- 
ten dadurch  in  Mitleidenschaft  gezogen,  daß  sein 
Nachbar  einen  Prozeß  gegen  einen  anderen  zu 
führen  hat.  Ganz  anders  stehen  aber  die 
Fürsten  zueinander.  Wenn  hier  einer  der  Krieg- 
führenden zu  mächtig  zu  werden  droht,  wird  er 
durch  diese  Tatsache  allein  schon  das  allge- 
meine Gleichgewicht  bedrohen  und  alle  Nach- 
barstaaten zum  Einschreiten  zwingen.  So  muß 
wieder  ein  unvermeidliches  Ringen  entstehen 
und  die  Sache  des  Friedens  verdunkelt  werden. 
Das  einzige  Mittel  aber,  diesen  Lauf  der  Dinge 
zu  hemmen,  ist  eine  Union,  deren  Haupt- 
aufgabe darin  besteht,  jede  Gebietsvergrößerung 


1)  T.  I,  p.  7. 

2)  S.   18  des  Abrege. 
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zu  verhindern  und  jedem  Staat  seinen  gegen- 
wärtigen Umfang  zu  garantieren  i). 

Der  Krieg  fügt  aber  den  Souveränen  auch 
weit  größeren  Schaden  zu  als  ein  Prozeß  dem 
Einzelnen,  Denn  diese  werden  dadurch  nicht 
gehindert,  ihren  Geschäften  nachzugehen;  der 
Krieg  aber  unterbindet  völlig  den  Handel  der 
Nationen,  führt  zur  Erschlaffung  des  Landes 
und  verschhngt  so  naturgemäß  auch  die  Ein- 
nahmen der   Fürsten  2). 

Kurz,  die  Ursachen,  die  in  der  Vergangen- 
heit zum  Kriege  geführt  haben,  bestehen  noch 
fort,  und  wie  damals  werden  die  gleichen  Ur- 
sachen auch  wieder  die  gleichen  Wirkungen 
erzeugen.  „Das  Holz  ist  trocken,  das  Feuer 
ganz  nahe,  der  Wind  kommt  und  bläst  die 
Flamme  aufs  Holz,  [und  dieses  sollte  dann 
nicht  brennen?*'^). 

Dieser  interessante  Abschnitt  aus  dem 
Werke  Saint-Pierre's  ist  geschrieben  zu  der  Zeit, 
da  Frankreich  durch  die  endlosen  Kriege  Lud- 
wigs XIV.  vollständig  erschöpft  sich  nach  Frie- 
den und  Ruhe  sehnte. 

Daß  der  Krieg  mit  seinen  verheerenden  Fol- 
gen in  dem  bisherigen  Zustande  der  Des- 
organisation der  Staaten  als  notwendige 
Geißel  der  Völker  stets  wiederkehren  muß,  hat 
der  Abbe  aber  nur  dargetan,  um  das  Interesse 
für  das  Mittel  zu  steigern,  durch  das  er  den 


1)  T.    I,   p.   24. 

2)  T.   I,   p.   27. 

3)  S.   19  des  Abrege. 
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Krieg  aus  der  Welt  schaffen  und  einen  dauern- 
den Frieden  in  Europa  aufrichten  will. 

Das  Mittel,  das  er  schon  so  oft  genannt 
hat,  ist  die  Unterzeichnung  der  fünf  Artikel 
seines  Grundvertrages,  der  eine  große 
Allianz  unter  den  Staaten  Europas  aufrichten 
soll  auf  der  Grundlage  des  gegenwär- 
tigen territorialen  Besitzes  der  Ein- 
zelnen. Bei  der  Abfassung  dieser  Artikel  war 
des  Abbe  Augenmerk  besonders  darauf  gerich- 
tet, daß  sie  einmal  ein  zusammengehöriges 
Ganzes  bildeten,  das  alles  zu  einer  dauerhaften 
AlUanz  notwendige  umfasse.  Auf  der  anderen 
Seite  sollten  sie  aber  auch  nur  das  AUernotwen- 
digste  enthalten,  darum  hat  er  sie  auf  eine  mög- 
lichst kleine  Zahl  zurückgeführt.  Je  weniger 
Artikel,  desto  geringer  müssen  ja  auch  die 
Schwierigkeiten  sein,  die  sich  der  Unterzeich- 
nung etwa  entgegenstellten  1). 

Diese  fünf  Artikel,  die  im  folgenden  zu  be- 
trachten sind,  sollen  insbesondere  nach  ihrer 
juristischen  Bedeutung  hin  entwickelt  werden. 

Vorerst  aber  scheint  es  von  Interesse,  zu 
erfahren,  welche  Staaten  Saint-Pierre  sich  als 
Mitgheder  der  Union  Europeenne  gedacht 
hat,  und  wie  er  die  Verteilung  der  Stimmen 
unter  die  verschiedenen  Staaten  hat  regeln 
wollen.  Die  Prüfung  dieser  Frage  ist  gerade 
in  unserer  Zeit  der  Haager  Konferenzen  von 
besonderer  Bedeutung.  Ihre  Lösung  ist  dem 
Abbe  sicherUch  nicht  das  leichteste  Stück  seines 


1)  S.  21  des  Abrege. 
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Projektes  gewesen.    Der  Bund  soll  nach  ihm 
umfassen : 

1.  Frankreich, 

2.  Spanien, 

3.  England, 

4.  Holland, 

5.  Savoyen, 

6.  Portugal, 

7.  Bayern  und  „Verbündete",  d.  h.  Bayern 
bildet  (wie  mehrere  andere  Staaten) 
mit  einigen  kleineren  Territorien  eine 
Staatengruppe, 

8.  Venedig, 

9.  Genua  und  „Verbündete", 

10.  Florenz  und  „Verbündete", 

11.  Schweiz  und  „Verbündete", 

12.  Lothringen  und  „Verbündete", 

13.  Schweden, 

14.  Dänemark, 

15.  Polen, 

16.  Der  Papst, 

17.  Rußland, 

18.  Österreich, 

19.  Kurland  mit  Danzig,  Hamburg,  Lübeck 
und  Rostock, 

20.  Preußen, 

21.  Sachsen, 

22.  Pfalz  und  „Verbündete", 

23.  Hannover  und  „Verbündete", 

24.  Die  geistUchen   Kurfürsten  von   Köln, 
Mainz  und  Trier  i). 

im  ganzen  24  Staaten  oder  Staatengruppen,  die 

1)  T.   I,  p.   334. 
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zusammen  durch  24  Stimmen  in  dem  zu  bil- 
denden Senat  der  großen  Union  vertreten  sein 
sollen.  Daß  auch  Saint-Pierre  bei  der  Auf- 
zählung den  Reichsverband  als  nicht  vorhanden 
ansieht,  wird  uns,  nachdem  wir  Dubois'  und 
Podjebrads  Projekte  kennen  gelernt  haben,  nicht 
sehr  wundern  dürfen.  Wir  erkennen  darin  eine 
Nachwirkung  der  weitgehenden  Rechte,  die 
den  deutschen  Fürsten  schon  durch  Fried- 
rich II.  und  später  auf  dem  Westfälischen  Frieden 
gewährt  waren.  Indem  der  Abbe  den  Reichs- 
fürsten ein  eigenes  Stimmrecht  gab,  hoffte  er 
sie  am  ehesten  für  sein  Projekt  zu  gewinnen. 

In  ähnlicher  Weise  wie  im  alten  deutschen 
Reichstage  gab  es  auch  in  Saint-Pierre's  Staaten- 
bund Virilstimmen  der  großen  Fürsten, 
während  die  kleineren  Staaten  wie  Bayern, 
Genua,  Florenz,  und  andere,  zu  Gruppen  zu- 
sammengefaßt, je  eine  Curiatstimme  er- 
hielten. Bei  dieser  Einteilung  war  der  Abbe 
davon  ausgegangen,  daß  jeder  Souverän,  der 
über  1  200  000  oder  mehr  Untertanen  herrschte, 
über  eine  Stimme  in  dem  Senate  verfügte'). 
Mehr  als  eine  Stimme  sollte  aber  selbst  der 
Mächtigste  nicht  besitzen. 

Eine  andere  Lösung  glaubte  Saint-Pierre 
nicht  finden  zu  können.  Er  mußte  die  Anzahl 
der  Stimmen  beschränken,  sagt  er,  weil  eine 
viel  größere  Ziffer  die  Beratungen  und  Abstim- 
mungen im  Senate  hätte  erschweren  und  ver- 
wirren können^).    Anderseits  erschien  ihm  die 


1)  T.   I,   p.   332. 

2)  T.   I,   p.   337. 
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von  ihm  festgesetzte  Zahl  gerade  groß  genug", 
um  dem  Interesse  des  Bundes  schädliche  In- 
triguen  unter  den  Mitgliedern  zu  verhüten  *). 
Er  sah  ein,  daß  es  nicht  angehe,  dem  kleinsten 
Staat  das  gleiche  Stimmrecht  v^ie  dem  größten 
zu  gewähren.  Das  andere  Extrem  aber  hätte 
die  Durchführung  seines  Problems  zum  min- 
desten sehr  erschwert  und  den  Bestand  des 
Bundes  gefährdet.  Wollte  er  allen  Staaten  eine 
ihrem  Machtverhältnis  entsprechende  Stimmen- 
zahl  geben,  dann  hatte  das  Übergewicht  von 
wenigen  die  große  Zahl  der  übrigen  zur  recht- 
losen Masse  herabgedrückt.  Wenn  man  aber, 
bemerkt  der  Autor,  die  Sicherheit  des  Bundes 
durch  einen  einzigen  Artikel  aufhebt,  was  nützt 
es  dann,  sie  durch  viele  andere  garantieren  zu 
wollen?  So  glaubt  er  denn  auf  seinem  Mittel- 
wege die  beste  Lösung  gefunden  zu  haben,  und 
zwar  ohne  den  Vorschlag  irgendwelcher  Ge- 
waltmittel, wie  sie  nach  seiner  Angabe  Hein- 
rich IV.  beabsichtigt  hatte,  um  den  Staaten 
Europas  durch  eine  Teilung  der  habsburgischen 
Länder  eine  tatsächlich  gleiche  Fülle  von  Macht 
zu  geben ^).  „Soviel  ist  sicher",  schreibt  Saint- 
Pierre,  „wenn  die  24  Staaten  der  Union  an 
Macht  gleich  oder  doch  fast  gleich  wären,  wie 
Heinrich  IV.  vorschlug,  dann  würde  der  Bund 
noch  fester  gefügt  sein.  Aber,  indem  wir  den 
Kleinsten  in  Sachen  des  Stimmrechts  dem  Größ- 
ten gleichstellen,  was  tun  wir  damit  anders,  als 


»)    S.  -unten  S.  63. 
2)  T.  I,  p.  344. 
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daß  wir  beide  dieser  Gleichheit  an  Macht  mög- 
Hchst  nahe  bringen?"  '). 

Ob  aber  auch  die  Fürsten  und  besonders  die 
Mächtigsten  unter  ihnen  mit  dieser  Verteilung 
der  Stimmen  zufrieder  sein  werden?  —  Der 
Abbe  glaubt,  sie  von  der  Zweckmäßigkeit  seiner 
Lösung  leicht  überzeugen  zu  können.  Was 
könnte  ein  mächtiger  Souverän  mit  einer  größe- 
ren Stimmenzahl  beabsichtigen?  Will  er  etwas 
anderes  damit  erreichen  als  die  Sicherheit  der 
Union,  von  deren  festem  Bestand  allein  er  ja 
den  ewigen  Frieden  und  dessen  Segnungen  er- 
warten kann?  Indem  er  sich  nun  mit  einer 
Stimme  bescheidet,  erzielt  er  gerade  das,  was 
er  am  meisten  wünschen  muß,  eine  leichtere 
Ausführbarkeit  des  l^rojekts  und  den  sicheren 
Bestand  der  Union').  —  Wenn  aber  jemals 
eine  Auflösung  der  Union  zu  befürchten  stände, 
dann  doch  sicher  am  wenigsten  von  selten  der 
kleineren  Staaten,  da  sie  ja  an  der  Aufrechterhal- 
tung des  Bundes  das  größte  Interesse  haben. 

Sollten  aber  trotzdem  einige  widerstreben, 
so  hat  der  Abbe  auch  dafür  Rat  geschaffen.  Das 
Mittel  zwar,  das  er  vorschlägt,  ist  ungeheuer- 
lich. Der  Bund  soll  nämhch  schon  dann  als 
geschlossen  angesehen  werden,  wenn  14  von 
den  24  Stimmen  ihre  Beitrittserklärungen  ab- 
gegeben haben  3).  Wer  sich  dann  noch  weigert, 
zu  unterzeichnen,  muß  als  Ruhestörer  angesehen 


1)  T.   I,  p.  342. 

2)  T.   I,  p.   340. 

3)  T.    I,  p.   327. 
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werden  und  Verdacht  erwecken  0,  denn  offen- 
bar ist  sein  Ziel  nicht  dasselbe  wie  das  des 
Bundes,  nämlich  einen  jeden  Verbündeten  in 
seinem  Besitzstande  und  seinen  Rechten  zu  er- 
halten. Zeichnung  oder  Weigerung  der  Zeich- 
nung wird  ein  rechter  Prüfstein  sein  für  eine 
friedHche  oder  ehrgeizige  Gesinnung-).  Die 
Zaudernden  aber  sollen  von  den  14  Staaten  als 
Störer  der  Ruhe  Europas  und  Feinde  der 
Union  gebrandmarkt  und  mit  Gewalt  zum 
Beitritt  gezwungen  werden.  So  werden  sie  mit 
dem  Schwerte  zu  friedhcherer  Gesinnung  be- 
kehrt. Der  Bund,  der  den  ewigen  Frieden 
in  Europa  aufrichten  soll,  wird  also  unter  Um- 
ständen seine  Tätigkeit  mit  einem  großen  Kriege 
beginnen. 

Wie  man  aus  der  Tabelle  der  aufgezählten 
Staaten  ersieht,  sollen  nur  die  christlichen 
Staaten  in  dem  Bunde  vertreten  sein.  In  dem 
ersten  Entwurf  seines  Projektes  hatte  der  Autor 
vorgeschlagen,  auch  der  Türkei  die  Vorteile  der 
zu  bildenden  Union  genießen  zu  lassen.  Wenn 
sie  auch  nicht  gerade  als  stimmberechtigtes 
GUed  der  Union  gedacht  war,  so  sollte  mit  ihr 
doch  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  geschlossen 
werden  zur  Wahrung  des  gegenseitigen  Besitz- 
standes^).   Für  die  Ehre  des  Bündnisses  sollten 


1)  „La  Grande  Alliance  les  regardera  comme  per- 
turbateurs  futurs  de  l'Europe  et  par  consequent  comme 
ennemis",     S.   141   des  Abrege. 

2)  ,,Signature  ou  refus  de  signer,  veritable  pierre 
de  touche  de  l'esprit  pacifique  ou  de  l'esprit  ambitieux", 
S.   14  des   Abrege. 

3)  T.  I,  p.  283,    p.  345. 
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die  Türken  allerdings  auch  zu  deren  Ausgaben 
beitragen,  und  zwar  in  weit  höherem  Maße,  als 
die  Mitglieder  des  Bundes  selbst^).  Saint-Pierre 
entfernte  sich  in  diesem  Punkte  seines  Projektes 
weit  von  den  Vorschlägen  Podjebrads  und 
Sully's,  die  beide  den  Krieg  gegen  die  Ungläu- 
bigen gepredigt  und  ihre  Vertreibung  als  das 
nächste  Ziel  des  zu  bildenden  Staatenbundes 
bezeichnet  hatten,  Saint-Pierre's  Lösung  ent- 
sprach auch  am  ehesten  seinen  menschenfreund- 
Hchen  Ideen  und  der  toleranten  Gesinnung,  die 
er  in  rehgiösen  Dingen  offenbarte. 

Seltsamerweise  änderte  der  Abbe  in  dem  drei 
Jahre  später  erschienenen  dritten  Bande  voll- 
ständig seine  Ansicht^).  Darin  stellte  er  die 
Vertreibung  der  Türken  als  dringende  Not- 
wendigkeit hin.  In  dieser,  seinem  ursprüng- 
hchen  Plan  so  sehr  widersprechenden  Idee  ist 
aber  wahrscheinlich  nichts  anderes  zu  sehen, 
als  eine  rein  politische  Rücksichtnahme  auf 
Österreich-Ungarn  und  den  Papst. 

Auf  jeden  Fall,  die  Frage  der  Stellungnahme 
des  Bundes  zu  der  Türkei  wird  ihm  die  meisten 
Schwierigkeiten  bereitet  haben,  so  daß  er  sie 
zuletzt,  in  seinem  Abrege,  überhaupt  nicht  mehr, 
weder  im  früheren  noch  im  späteren  Sinne  zu 
lösen  wagte.  In  dem  Abrege  ist  die  Frage  nur 
beiläufig  an  zwei  Stellen  berührt,  und  aus  beiden 
geht  nur  so  viel  hervor,  daß  der  Autor  wahr- 
scheinlich nicht  mehr  an  eine  Vertreibung  der 
Ungläubigen  dachte,  sondern  sich   mit  Garni- 


^)   T.   II,   p.   312. 
2)  T.  III,  p.  297. 
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sonen  an  der  türkischen  Grenze  und  sonstigen 
Scliutzm  aß  regeln  begnügen  wollte. 

Doch  jetzt  zu  den  fünf  Artikeln  selbst,  deren 
erster  lautet  0: 

I.    Artikel. 

Gründe  der  Unterzeichnung  des 

Vertrages. 

Neun  Vorteile,  die  er  bringen  wird. 

Zwischen  den  Souveränen,  die  die  folgen- 
den Artikel  unterzeichnet  haben,  wird  hinfort 
ein  ewiger  Bund  bestehen,  der: 

1.  sie  für  alle  Zeiten  vor  den  Leiden  eines 
äußeren  Krieges  bewahrt; 

2.  sie  für  alle  Zeiten  vor  den  Leiden  eines 
Bürgerkrieges  bewahrt; 

3.  ihnen  für  alle  Zeiten  den  Bestand  ihrer 
Staaten  garantiert; 

4.  ihnen  und  ihren  Familien  in  Zeiten  der 
Not  in  erhöhtem  Maße  den  Besitz  ihrer 
angestammten  Herrscherrechte  sichert; 

5.  ihnen  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  ihrer 
Sicherheit  eine  beträchtliche  Verminderung 
ihrer   militärischen  Ausgaben    ermögHcht; 

6.  ihnen  infolge  der  dauernden  Sicherheit  von 
Handel  und  Wandel  eine  beträchtliche  Ver- 
mehrung ihrer  jährUchen  Einnahmen  ver- 
bürgt; 

7.  die  innere  Entwicklung  ihrer  Staaten,  die 
Vervollkommnung  der  Gesetzgebung,  und 

1)  S.  21  ff.  des  Abrege.  Die  eigenartige  Sprache 
Saint-Pierre's  ist  in  der  Übersetzung  möglichst  beibehalten 
worden. 

Borner,  Das  Weltstaatsprojekt  des  Abbe  de  Salnt-Pierre.         3 


34 


eine  geordnete  Wohlfahrtspflege   gewähr- 
leistet ; 

8.  eine  schleunige,  gefahr-  und  kostenlose 
Erledigung  ihrer  zukünftigen  Streitigkeiten 
sichert; 

9.  für  schleunige  und  genaue  Ausführung  der 
in  zukünftigen  Verträgen  getroffenen  Be- 
stimmungen sorgt. 

Aufrechterhaltung    des    status    quo. 

Ausführung  der  letzten  Verträge. 

Hauptpunkt  des  Vertrages. 

Um  den  Abschluß  des  Bündnisses  zu  er- 
leichtern, sind  sie  ferner  übereingekommen,  als 
Basis  den  gegenwärtigen  Besitzstand  zu  neh- 
men, wie  er  sich  nach  Maßgabe  der  letzten  Ver- 
träge darstellt,  und  sie  geben  sich  unter  gegen- 
seitiger Garantie  das  Versprechen,  daß  jeder 
Souverän,  der  diesen  Grundvertrag  unterzeich- 
net hat,  damit  auf  ewig  sich  und  seiner  Familie 
die  Krone  in  dem  Lande  sichert,  das  er  gegen- 
wärtig besitzt. 

Sie  sind  ferner  übereingekommen,  daß  die 
seit  dem  westfäHschen  Frieden  beschlossenen 
Verträge  zur  Ausführung  gelangen  sollen,  und 
daß  im  Interesse  der  Sicherheit  Europas  die 
Verzichte,  die  im  Utrechter  Frieden  erklärt  sind, 
um  eine  Personalunion  zwischen  Frankreich 
und  Spanien  zu  verhindern,  aufrecht  erhalten 
werden. 

Und  um  endlich  dem  großen  Bund  ein  noch 
festeres  Gefüge  und  mehr  Macht  zu  geben,  sind 
die   Verbündeten   übereingekommen,    daß  alle 
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christlichen  Fürsten  aufgefordert  werden,  durch 
Unterzeichnung  dem  Grundvertrage  beizutreten. 

II.  Artikel. 
Beiträge  der  Mitglieder. 

Jedes  Bundesmitglied  wird  einen  den  gegen- 
wärtigen Einnahmen  und  Ausgaben  seines 
Staates  angemessenen  Beitrag  leisten  zur  Sicher- 
heit und  Deckung  der  Kosten  der  großen 
Allianz. 

Dieser  Beitrag  wird  für  jeden  Monat  von  den 
bevolhnächtigten  Gesandten  der  hohen  Ver- 
bündeten an  dem  Orte  geregelt  werden,  in  dem 
sie  ihre  ewige  Versammlung  halten.  Und  zwar 
wird  für  die  vorläufige  Regelung  Stimmen- 
mehrheit genügen,  für  die  endgültige  Entschei- 
dung aber  3/4  Mehrheit  erforderlich  sein. 

III.  Artikel. 
Ständiges  Schiedsgericht. 

Die  hohen  Verbündeten  verzichten  auf 
immer  für  sich  und  ihre  Nachfolger,  auf  das 
Recht,  ihre  gegenwärtigen  und  zukünftigen 
Streitigkeiten  mit  den  Waffen  auszutragen,  und 
sie  sind  übereingekommen,  fürderhin  immer  auf 
dem  Wege  der  Versöhnung  die  Vermittlung 
der  übrigen  hohen  Verbündeten  anzurufen. 
Sollte  diese  Vermittlung  keinen  Erfolg  haben, 
so  sind  sie  übereingekommen,  sich  dem 
Schiedssprüche  zu  unterwerfen,  der  von 
den  ständig  versammelten  Bevollmächtigten  der 
übrigen  Verbündeten  gesprochen  wird.     Und 
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zwar  soll  erst  dasjenige  Urteil  in  der  Sache  end- 
gültig entscheidend  sein,  das  fünf  Jahre  nach 
dem  vorläufigen  Schiedsspruch  mit  Mehrheit 
der  Stimmen  gefällt  wird. 

IV.  Artikel. 
Bestrafung  von  Zuwiderhandlungen. 

Weigert  sich  einer  der  hohen  Verbündeten, 
den  Urteilssprüchen  und  Anordnungen  des 
Bundes  nachzukommen,  oder  unternimmt  er 
es,  über  dem  Bündnis  zuwiderlaufende  Ver- 
träge zu  unterhandeln,  oder  setzt  er  gar  Kriegs- 
rüstungen ins  Werk,  dann  wird  der  Bund  mit 
bewaffneter  Macht  gegen  ihn  vorgehen  und 
ihn  so  zum  Gehorsam  zurückführen.  Zur  Strafe 
muß  er  Sicherheit  dafür  leisten,  daß  die  durch 
seine  Feindseligkeiten  angerichteten  Schäden 
beseitigt  werden,  auch  hat  er  die  Kriegskosten 
zu  ersetzen,  deren  Höhe  durch  vom  Bunde  er- 
nannte Kommissare  festgesetzt  wird. 

V.  Artikel. 

Entscheidung    durch  Stimmen- 
mehrheit. 

Die  Verbündeten  sind  übereingekommen, 
daß  die  ständig  versammelten  Bevollmächtigten 
mit  Stimmenmehrheit  alle  Anordnungen  erlassen 
können,  die  für  die  Festigkeit  und  Sicherheit 
der  Union  notwendig  oder  sonst  von  Vorteil 
sind.  Aber  an  diesen  fünf  Grundartikeln 
wird  man  niemals  etwas  ändern  können  außer 
bei  Einstimmigkeit  aller  Verbündeten. 


37 


Diese  Artikel  enthalten  in  kurzer  Fassung 
das  ganze  Projekt  vom  ewigen  Frieden  in 
Europa,  das  Wunderelixier,  mit  dem  Saint- 
Pierre  die  leidende  Menschheit  beglücken  wollte. 
Für  ihn  fehlte  nur  eine  Reihe  von  Namen  am 
Fuße  jener  Zeilen,  und  das  so  heiß  ersehnte  Ziel 
wäre  erreicht  gewesen.  Und  diesen  Sieg  seines 
Geistes  und  die  Segnungen  des  Friedens  noch 
selbst  zu  erleben,  war  die  bis  zum  letzten  Augen- 
blicke   unerschütterliche   Hoffnung    des   Abbe. 

Was  uns  an  diesen  Grundartikeln  zunächst 
auffallen  kann,  ist  ihre  fast  wörtliche  Überein- 
stimmung mit  einzelnen  Sätzen  der  etwa  hun- 
dert Jahre  später  abgefaßten  Deutschen  Bundes- 
akte^).  Auch  Saint-  Pierre's  europäische  Allianz 
ist  ein  großer  Staatenbund,  aber  in  weit 
strafferer  Form  als  der  alte  Deutsche  Bund, 
das  beweisen  die  vielen  ausführlichen  Einzel- 
heiten des  Projekts.  Die  Artikel  selbst  ent- 
halten nur  in  aller  Kürze  den  Grundriß  des 
ganzen  Gebäudes.  Sie  sind  auf  eine  möglichst 
einfache  Form  gebracht,  um  den  ersten  Schritt 
zum  Abschluß  der  AUianz  zu  erleichtern.  Wenn 
der  erste  Schritt,  der  ja  der  schwerste  sein 
muß,  gemacht  ist,  dann  werden  die  vertrag- 
schUeßenden  Teile,  nachdem  sie  einmal  die 
Vorteile  des  Bundes  erkannt  haben,  das  Feh- 
lende schon  von  selbst  in  ihrem  eigenen  Inter- 
esse regeln.  Dabei  mögen  sie  sich  denn  von 
dem  Abbe  leiten  lassen,  der  in  vorsorglichster 
Weise  schon  alles  für  sie  überlegt  und  die  Ein- 
richtungen der  Allianz  bis  ins  kleinste  geregelt 

1)   Darauf  ist  wohl  zuerst  hingewiesen  durch  Holtzen- 
dorff:     ,,Die    Idee    des    ewigen    Völkerfriedens",    S.    19. 
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hat').  Wie  der  Autor  sich  im  einzelnen  die 
Organe  des  Bundes  und  deren  Funktionen  ge- 
dacht hat,  darüber  gibt  er  uns  nämHch  in  ein- 
gehendsten Darlegungen,  die  hier  und  da  in 
seinem  Werke  ausgestreut  sind,  hinreichend 
Aufschluß.  In  langen  Ausführungen  bemüht  er 
sich,  den  Stoff  nach  allen  Seiten  hin  zu  er- 
schöpfen, und  um  volle  Klarheit  zu  schaffen 
und  alles  Für  oder  Wider  zu  erwägen,  sucht 
er  selbst  nach  allen  möglichen  Einwendungen, 
die  er  sofort  wieder  als  ungerechtfertigt  zurück- 
zuweisen sucht.  So  befaßt  sich  der  ganze  zweite 
Teil  des  Abrege  nur  mit  solchen  „objections" 
—  15  an  Zahl  —  die  der  Autor  von  seiten, 
seiner  Leser  erwartet,  und  die  er  dann  in  eben- 
sovielen  „reponses'^  in  mathematischer  Beweis- 
führung zu  widerlegen  trachtet.  Mit  einem 
quod  erat  demonstrandum,  durch  das  er  am 
Schlüsse  seiner  Ausführung  wieder  auf  deren 
Anfang  zurückkommt,  unterstreicht  er  jedes- 
mal die  Richtigkeit  des  von  ihm  aufgestellten 
Satzes^).  Mit  beuoinderungswürdiger  Sorgfalt 
und  peinlicher  Gewissenhaftigkeit  hat  der  Abbe 
sein  Projekt  ausgebaut,  alle  Einzelheiten  aufs 
eingehendste  zu  regeln  gesucht.  Sein  Plan 
grenzt  auch  in  Wirklichkeit  den  Boden  ab,  auf 
dem  sich  nach  ihm  die  Diskussion  über  die 
Möglichkeit  des  ewigen  Friedens  der  Haupt- 
sache nach  bewegt  hat.  In  seiner  Durchführung 
ist  das  Projekt  vollständiger  als  irgend  ein  an- 
deres derselben  Art. 


1)  T.  I,  p.  281. 

2)  So  z.   B.  auf  S.  227  am  Schluß  des  Abrege. 
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Von  wirklich  juristischem  Interesse  sind  auch 
heute  noch  die  Einzelheiten  über  die  Gestaltung 
der  Bundesversammlung  und  des  internationalen 
Schiedsgerichts. 

II. 

Der  Friedenssenat 

Friedenssenat  soll  die  ständige  Ver- 
sammlung der  Deputierten  heißen,  die  von  den 
24  Mitghedern  der  Union  das  ganze  Jahr  hin- 
durch in  der  Friedensstadt  unterhalten  werden  i). 
Diesen  Abgeordneten  wird  jedes  Staatsober- 
haupt zur  Vertretung  noch  zwei  Vizedeputierte 
mitzugeben  haben,  die  in  ihrer  Bestallungsorder 
als  erster  und  zweiter  bezeichnet  sind,  und  ferner 
zwei  bevollmächtigte  Agenten,  die  wiederum 
die  Vizedeputierten  in  deren  Abwesenheit  er- 
setzen sollen.  Bei  der  Ernennung  der  Abge- 
ordneten sollen  die  Fürsten  dafür  Sorge  tragen, 
daß  nur  befähigte  und  gewandte  Diplomaten 
ausgewählt  werden,  die  mit  der  Kenntnis  des 
öffentHchen  Rechts  eine  friedliche  Gesinnung 
und  Lust  zur  Arbeit  verbinden.  Hängt  doch  von 
ihren  Eigenschaften  die  Tätigkeit  des  Senates 
und  damit  das  Wohl  und  Wehe  des  ganzen 
Bundes  ab.  Auch  die  Karriere  der  Abgeord- 
neten ist  schon  festgelegt:  Niemand  kann  De- 
putierter werden,  der  nicht  zwei  Jahre  lang 
Agent  und  weitere  zwei  Jahre  lang  Vizedepu- 
tierter war.  Die  Höchstdauer  eines  jeden  Man- 
dats darf  vier  Jahre  nicht  übersteigen,  außerdem 


1)  T.   I,  p.  358;    T.   II,  p.  296. 
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aber  steht  es  noch  im  Belieben  eines  jeden 
Souveräns,  seinen  Abgeordneten  jederzeit  ab- 
zuberufen und  durch  einen  anderen  zu  ersetzen. 
In  gleicher  Weise  aber  soll  auch  die  Union  das 
Recht  besitzen,  die  Abberufung  eines  Deputier- 
ten zu  verlangen,  wenn  zwei  Drittel  der  Stim- 
men sich  dahin  aussprechen,  daß  der  Betreffende 
unfähig  sei,  das  Amt  fürderhin  zu  bekleiden. 

Der  Präsident  des  Senates  wird  aus 
der  Mitte  der  Abgeordneten  gestellt  werden. 
Allwöchentlich  aber  soll  das  Amt  seinen  Träger 
wechseln  1).  Durch  diese  Bestimmung  hoffte 
der  Abbe,  der  vielleicht  fürchtete,  ein  auf  längere 
Zeit  gewählter  Präsident  werde  leicht  zu  großen 
Einfluß  gewinnen,  den  republikanischen  Cha- 
rakter des  Bundes  zu  sichern. 

In  der  ersten  Woche  wird  der  Deputierte 
desjenigen  Herrschers  Präsident  des  Senates 
sein,  der  an  erster  Stelle  die  fünf  Artikel  unter- 
zeichnet hat.  Ihm  folgen  die  anderen  Glieder 
des  Senats  in  der  Reihenfolge,  in  der  die  von 
ihnen  vertretenen  Staaten  dem  Bunde  beigetreten 
sind.  Hat  ein  Souverän  den  Grundvertrag  erst 
nach  Bildung  der  Union  unterzeichnet,  dann 
darf  sein  Abgeordneter  den  Präsidentensitz  erst 
einnehmen,  nachdem  er  zwei  Monate  lang  den 
Sitzungen  beigewohnt  hat.  Der  neue  Deputierte 
sollte  hierdurch  Zeit  gewinnen,  die  Geschäfts- 
ordnung des  Hauses  und  die  Aufgaben  des 
Präsidentenamtes  genügend  kennen  zu  lernen. 

Der  Präsident  hätte  nicht  nur  die  Versamm- 
lungen zu  leiten,  sondern  auch  den  Vorsitz  im 

1)  T.    II,   p.   29S. 
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Rate  der  Fünf  zu  führen,  der  geschaffen  wer- 
den würde,  um  in  dringenden  und  wichtigen 
Angelegenheiten,  die  die  Sicherheit  der  Sena- 
toren und  der  Friedensstadt  beträfen,  eine 
schleunige  Entscheidung  zu  treffen  i). 

Als  Friedensstadt  hatte  der  Abbe  Ut- 
recht ausersehen,  wo  schon  so  manche  Kon- 
ferenz ihre  Sitzungen  abgehalten  hatte.  Es  ist 
rührend  zu  lesen,  mit  welchen  Gründen  der 
Autor  auch  diesen  Vorschlag  zu  erklären  sucht  2). 
Er  hat  diese  Stadt  ausgewählt,  weil  sie  mitten 
in  dem  handeltreibenden  Holland  gelegen  ist, 
dessen  werktätige  Bevölkerung  doch  mehr  als 
jede  andere  an  der  Erhaltung  des  Friedens 
interessiert  sein  muß.  Das  Klima  ist  dort  auch 
überaus  gesund,  nicht  zu  warm  und  deshalb 
von  Natur  aus  sehr  geeignet,  den  Fleiß  und 
die  Arbeitskraft  der  Abgeordneten,  die  durch- 
aus nicht  mit  einer  Sinekure  beglückt  werden 
sollten,  überaus  günstig  zu  beeinflussen.  Ferner 
wird  die  weitgehende  Toleranz  des  hollän- 
dischen Volkes  eine  ungehinderte  Religions- 
ausübung der  verschiedenen  Deputierten  am 
ehesten  verbürgen. 

In  Utrecht  tagen  auch  die  der  Bundesver- 
sammlung angegliederten  vier  ständigen 
Bureaus  für  Politik,  Militärwesen, 
Finanzen  und  öffentliches  Recht  3). 
Die  Einrichtung  dieser  Bureaus  ist  einer  der 
interessantesten  Vorschläge  in  Saint-Pierre's 
ganzem  Projekt.    Daraus  geht  hervor,  wie  aus- 

1)  T.    II,   p.   299. 

2)  T.   I,   p.   359. 
%  T.   II,  p.  302. 
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führlich  und  sorgfältig  der  Abbe  sein  Werk 
ausgebaut  hat.  Vor  allem  zeigt  sich  darin  aber 
die  straffe  Organisation,  mit  der  der  Autor  den 
europäischen  Staatenbund  hat  ausstatten  wollen. 
Saint-Pierre  gibt  damit  wohl  die  erste  Anregung 
zu  den  internationalen  Unionen,  die 
in  unserer  Zeit  schon  in  so  weitgehendem  Maße 
verwirkHcht  worden  sind.  Die  Bureaus  sollten 
aus  je  fünf  Deputierten  und  zehn  Vizedeputier- 
ten gebildet  werden,  die  der  Senat  zu  wählen 
hatte. 

Das  erste  sollte  sich  befassen  mit  der 
Prüfung  der  Berichte,  die  die  von  dem  Bunde 
an  jedem  europäischen  Hofe  zu  unterhaltenden 
Gesandten  nach  Utrecht  senden  würden.  Diese 
Gesandten,  von  deren  Aufgaben  weiter  unten 
zu  sprechen  ist,  erhielten  auch  von  dem  Bureau 
ihre  Beglaubigungsschreiben  und  Instruktionen. 

Das  zweite  Bureau  würde  das  gemein- 
same Militärwesen  regeln,  die  Kommandanten 
der  Bundesfestungen  und  im  Kriegsfalle  den 
Generalissimus  ernennen.  Ferner  sollte  es  An- 
zahl und  Verteilung  der  Truppen  bestimmen, 
die  an  den  Grenzen  der  Union  unterhalten 
würden. 

Das  dritte  Bureau  war  als  Rechnungshof 
gedacht  zur  Kontrolle  über  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen des  Bundes,  während  das  vierte 
u.  a.  vor  allem  die  Ausarbeitung  eines  für  alle 
Nationen  gleichen  Handelsrechtes  pflegen  sollte. 
Dieses  internationale  Recht  sollte  zur  Anwen- 
dung kommen  in  den  sogenannten  Handels- 
kammern, die  in  Prozessen  zwischen  Ange- 
hörigen verschiedener  Staaten  die  Entscheidung 
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zu  fällen  hatten  i).  Wir  finden  damit  bei  Saint- 
Pierre  schon  den  Gedanken  der  Errichtung 
eines  internationalen  Gerichtshofes, 
eine  Anregung,  der  erst  in  jüngster  Zeit,  also 
fast  200  Jahre  später,  in  dem  Prisengerichts- 
abkommen  ein   Erfolg  beschieden   sein   sollte. 

Außer  den  vier  ständigen  Bureaus  waren 
aber  noch  solche  vorgesehen,  die  je  nach  Be- 
dürfnis vom  Senate  zu  den  verschiedensten  Auf- 
gaben berufen  werden  sollten.  Diesen  Spe- 
zialbureaus  war  vor  allem  eine  Ausar- 
beitung der  im  Senate  eingebrachten  Anträge 
und  Gesetzesvorschläge  zugedacht. 

Alle  Gesetzesvorschläge  sollten  näm- 
Hch,  nachdem  sie  im  Plenum  in  einem  summa- 
rischen Verfahren  einer  Prüfung  für  würdig  be- 
funden waren,  an  das  zuständige  Bureau  zur 
Berichterstattung  verwiesen  werden.  Das  Bu- 
reau fertigte  daraufhin  ein  mit  Gründen  ver- 
sehenes Gutachten  an,  das  von  dem  Sekretär 
des  Senates  gedruckt  und  unter  die  Mitglieder 
der  Bundesversammlung  verteilt  wurde.  So 
diente  das  Gutachten  des  Bureaus  als  Grund- 
lage der  später  im  Plenum  erfolgenden  Ab- 
stimmung. 

Bei  weitem  das  wichtigste  der  genannten 
Bureaus  war  das  erste,  das  gewissermaßen  als 
eigenes  auswärtiges  Amt  des    Bundes 


1)  Vgl.  dazu  T.  I,  p.  322  und  T.  II,  p.  313.  Bei 
dieser  Gelegenheit  verlangt  Saint-Pierre  auch  volle  Ge- 
werbefreiheit und  die  Aufhebung  der  Zölle.  Die  Union 
sollte  ferner  bestrebt  sein,  überall  ein  einheitliches  Maß-, 
Münz-  und  Qewichtssystem  und  überall  den  gleichen, 
Kalender  einzuführen.     T.   II,   p.  306. 
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den  Verkehr  mit  den  Mitgliedern  der  Union 
zu  pflegen  hatte  ^).  Zu  diesem  Zwecke  unter- 
hielt der  Senat  bei  allen  Staaten  der  großen 
Allianz  einen  Gesandten  und  mehrere  Re- 
sidenten, die  in  einer  Art  polizeilicher  Kon- 
trolle darüber  zu  wachen  hatten,  daß  die  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung  überall  aufs 
peinlichste  beobachtet  würden.  Jedem  Resi- 
denten war  die  Aufsicht  über  ein  Gebiet  von 
ungefähr  zwei  Millionen  Einwohnern  zuge- 
wiesen. Sollte  in  dem  ihm  unterstellten  Bezirke 
irgend  etwas  seinen  Verdacht  erregen,  wie  z.  B. 
die  Ansammlung  von  Waffen  oder  Zusammen- 
ziehung von  Truppen,  dann  sandte  er  hierüber 
sofort  einen  Bericht  an  den  Senat,  der  unver-n 
züglich  eine  eingehende  Untersuchung  einleiten 
würde  ^). 

Daß  die  Fürsten  eine  solche  Einmischung 
in  ihre  Angelegenheiten  sich  nicht  leicht  ge- 
fallen lassen  würden,  dessen  ist  sich  der  Abbe 
dabei  wohl  bewußt.  Er  glaubt  ihrer  Empfind- 
Uchkeit  aber  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  daß 
er  ihnen  klar  macht,  daß  die  Bürgschaft,  die 
sie  damit  leisten,  ja  nur  eine  gegenseitige  ist. 
Und  dann  solltet  Ihr,  sagt  er  ihnen,  doch  fol- 
gendes bedenken :  Ihr,  die  Ihr  heute  lebt,  könnt 
morgen  sterben,  ehe  Ihr  Eure  Versprechungen 
habt  erfüllen  können.  Wer  leistet  dann  aber 
eine  Garantie  dafür,  daß  Eure  Nachfolger  die 
Klugheit  haben,  in  Euren  Wegen  weiter  zu 
wandeln  und  treue  Mitglieder  des  Bundes  zu 
sein?  2). 

1)  T.  I,  p.  366. 

2)  T.  I,  p.  368. 
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Ferner  sollten  die  Fürsten  auch  nicht  ver- 
gessen, daß  die  Gegenwart  der  Residenten  den 
Untertanen  ihrer  Staaten  ein  ständiger  Beweis 
sei  von  der  Allmacht  der  Union,  die  geschlossen 
sei,  die  unumschränkten  Rechte  der  Herrscher 
gegen  jede  revolutionäre  Antastung  in  Schutz 
201   nehmen. 

Die  Einrichtung  der  eigenen  Gesandten  und 
Residenten  des  Bundes  —  charakteristisch  für 
das  Streben  Saint-Pierre's,  die  Union  durch  jede 
mögliche  Garantie  zu  sichern  —  mußte  dem 
Utrechter  Senat  eine  eigenartige  und  bedeut- 
same Stellung  verleihen.  Der  von  den  Ver- 
tretern der  Fürsten  gebildete  Senat  wurde  da- 
mit zu  einer  über  den  Staaten  stehenden,  unab- 
hängigen politischen  Körperschaft  i). 

Übrigens  sollten  die  Botschafter  der  Union, 
die  Gesandten,  die  Richter  der  internationalen 
Handelsgerichte  und  vor  allem  die  Offiziere  und 
Soldaten  der  in  der  Friedensstadt  liegenden  Gar- 
nison mögUchst  nur  Angehörigen  holländischer 
Nationalität  oder  mangels  deren  nur  Bürger  aus 
anderen  Republiken  entnommen  werden  2),  Das 
Ziel,  das  Saint-Pierre  damit  verfolgte,  war  das- 
selbe, das  er  bei  allen  seinen  Vorschlägen  im 
Auge  hatte.  Durch  ein  von  aller  souveräner 
Herrscheniiacht  unabhängiges  Beamtenmaterial 
sollte  die  Organisation  des  Bundes  auch  inner- 
lich aufs  beste  befestigt  werden. 


1)  Es  kann  uns  daher  nicht  überraschen,  daß  Saint- 
Pierre  seine  Union  geradezu  das  große  europäische  Vater- 
land nennt,  s.  T.  I,  p.  378:  „la  commune  patrie,  c'e«*- 
ä-dire,    la   societe    Europeenne".. 

2)  T.  II,  p.  292. 
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III. 

Das   Schiedsgericht. 

Diesem  Ziel  diente  aber  in  erster  Linie  das 
internationale  Schiedsgericht,  von 
dem  der  dritte  'Grundartikel  handelt.  Dieser 
Artikel  bildet  das  Fundament  des  ganzen  Pro- 
jekts, und  der  darin  ausgesprochene  Gedanke 
ist  weitaus  das  wichtigste  von  allem,  was  in 
dem  grcfßen  Werke  des  Abbe  enthalten  ist. 
Gerade  heute  ist  ja  aus  Anlaß  der  beiden  Haager 
Konferenzen  das  Interesse  für  diese  Dinge  wie- 
der so  lebhaft  geweckt  worden.  Da  darf  wohl 
daran  erinnert  werden,  daß,  soweit  es  sich  über- 
sehen läßt,  Saint-Pierre  der  erste  war,  der 
diesen  Gedanken  eine  greifbare  Form  gegeben 
hat.  Zwar  hatten  Dubois  und  Podjebrad  schon 
vor  ihm  die  Einrichtung  eines  Schiedsgerichts 
angeregt,  aber  keiner  von  ihnen  hatte  das 
Problem  in  gleicher  Weise  zu  erfassen  gewußt 
wie  er.  Saint-Pierre  hat  die  Frage  des  Schieds- 
gerichts schon  damals  aufs  eingehendste  be- 
handelt, und  die  Vorschläge,  die  er  besonders 
für  den  Gang  des  Verfahrens  gemacht  hatte, 
könnten  ebensogut  noch  heute  erst  entwickelt 
sein. 

Im  Zusammenhang  mit  Saint-Pierre's  Pro- 
jekt enthält  der  dritte  Artikel  das  vornehmste 
und  unbedingt  notwendige  Mittel,  ohne  das  man 
sich  den  großen  Staatenbund  überhaupt  nicht 
denken  könnte,  sollte  nicht  der  erste  Windstoß 
das  Aufgebaute  wie  ein  Kartenhaus  über  den 
Haufen  werfen. 
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Was  das  Schiedsgericht  selbst  angeht, 
so  mußte  der  Abbe  zwei  Eigenschaften  dessel- 
ben als  unerläßlich  bezeichnen,  nämlich  seinen 
ständigen  und  seinen  obligatorischen 
Charakter!). 

Und  zwar  ständig  sollte  das  Schiedsgericht 
nicht  nur  in  dem  Sinne  sein,  wie  es  auf  der 
ersten  Haager  Konferenz  verwirklicht  worden 
ist  und  woran  die  zweite  auch  nichts  mehr  ge- 
ändert hat,  sondern  das  tribunal  perma- 
nent sollte  ein  wirkhch  ständiger,  internatio- 
naler Gerichtshof  sein  2).  Der  ständige  Cha- 
rakter ergibt  sich  daraus,  daß  der  in  Utrecht 
tagende  Senat,  von  dem  wir  im  vorigen  ge- 
sprochen haben,  gleichzeitig  auch  das  zur 
Fällung  von  Schiedssprüchen  berufene  Organ 
sein  sollte. 

An  der  obligatorischen  Eigenschaft  mußte 
der  Abbe  logischerweise  unter  allen  Umständen 
festhalten.  Alle  Signatarmächte  nehmen  ja 
durch  die  Unterzeichnung  der  Grundartikel  die 
Verpfhchtung  auf  sich,  daß  sie  alle  ihre  Streitig- 
keiten, welcher  Art  und  Bedeutung  sie  auch 
immer  sein  mögen,  ohne  jedes  Zögern  dem 
Schiedsgericht  zur  Urteilsfällung  unterbreiten 
wollen.  Dieser  Verpflichtung  können  sie  sich 
auch  schon  deshalb  nicht  entziehen,  weil  der 
Bund,  wie  wir  noch  sehen  werden,  in  der 
Bundesarmee  über  das  Mittel  verfügt,  sie  zur 
Einhaltung  ihres  Versprechens   anzuhalten. 


1)  T.  I,  p.  1%. 

2)  Wie  ihn  auch  das  der  zweiten  Haager  Friedens- 
konferenz vorgelegte  amerikanische   Projekt   vorsah. 
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Von  einer  sogenannten  Ehrenklausel, 
wie  sie  auf  der  letzten  Haager  Konferenz  er- 
örtert wurde,  derzufolge  den  Staaten  der  kriege- 
rische Austrag  derjenigen  Streitfälle  vorbehal- 
ten bleiben  soll,  in  denen  es  sich  um  Ehre  oder 
Lebensinteressen  ihrer  Völker  handelt,  konnte 
in  Saint-Pierre's  straffem  System  natürlich  keine 
Rede  sein. 

Überdies  aber  werden,  da  die  Staaten  ja 
durch  die  Unterzeichnung  der  Artikel  ihren 
gegenseitigen  Besitzstand  anerkennen  und 
garantieren,  die  zukünftigen  Streitigkeiten  stets 
nur  geringfügiger  Natur  sein  müssen  i).  Der 
wichtigste  Fall,  der  unter  Umständen  eine 
Entscheidung  des  Schiedsgerichts  veranlassen 
könnte,  würde  sich  bei  dem  Aussterben  eines 
Herrscherhauses  denken  lassen.  Streitigkeiten 
können  aber  auch  dann  nicht  entstehen,  da  der 
Senat  die  Nachfolge  auf  dem  Throne  schon  bei 
Lebzeiten  des  letzten  Herrschers  und  im  Ein- 
verständnis mit  ihm  regeln  wird  2). 

Wenn  aber  trotzdem  etwa  gelegenthch  von 
Grenzregulierungen  zwischen  den  Fürsten  ein 
Zwist  ausbricht,  so  haben  sie  in  folgendem 
Verfahren  ihr  Recht  zu  suchen  3): 

Beide  Parteien  haben  sich  in  allen  streitigen 
Angelegenheiten  an  die  in  Utrecht  immer  an- 
wesende Bundesversammlung  zu  wenden.  Diese 
überweist  dann  die  Sache  zur  Prüfung  an  ein 
dazu  jedesmal  besonders  ernanntes  Spezial- 
bureau,  von  dem  vdr  ja  schon  bei  Gelegen- 

1)  T.  I,  p.  203;    T.  II,  p.  35. 

2)  T.  I,  p.  383. 

3)  T.  I,  p.  326;    T.  II,  p.  301. 
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heit  der  vier  ständigen  Bureaus  gesprochen 
haben.  Die  Aufgabe  dieser  Kommission  wird 
es  sein,  zu  versuchen,  die  Streitenden  mitein- 
ander auszusöhnen  und  so  durch  erfolgreiche 
Vermittlung  einen  Schiedsspruch  unnötig  zu 
machen.  Im  Falle  des  Gelingens  haben  die 
MitgHeder  der  Kommission  vom  Senate  eine 
reichliche  Belohnung  zu  erwarten. 

Sollten  sich  die  Parteien  aber  nicht  einigen 
können,  dann  wird  das  Bureau  einen  Bericht 
über  die  Angelegenheit  ausarbeiten  und  das 
Gutachten  dem  Sekretär  des  Senates  übergeben. 
Dieser  wird  den  Bericht  drucken  lassen  und 
ihn  unter  die  Mitglieder  des  Senats  zur  Kennt- 
nisnahme verteilen.  Der  jeweilige  Präsident 
setzt  dann  einen  bestimmten  Tag  zur  Beschluß- 
fassung fest,  wobei  er  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen  hat,  daß  allen  hinreichend  Zeit  ge- 
lassen wird,  um  gründlich  in  der  Sache  unter- 
richtet zu  sein.  An  diesem  Tage  wird  nach 
einer  Beratung  der  Schiedsspruch  gefällt,  indem 
alle  24  Mitglieder  ihre  Entscheidung  unter  die 
Druckexemplare  setzen,  die  von  dem  Sekretär 
des    Bundes    gesammelt  und  gezählt  werden. 

Der  Schiedsspruch  kann  nach  der  ursprüng- 
lichen Fassung  des  Projektes  provisorisch  mit 
einfacher  Stimmenmehrheit  erlassen  werden, 
eine  endgültige  rechtskräftige  Entscheidung  darf 
aber  erst  sechs  Monate  später,  und  zwar  nur 
mit  3/4  Mehrheit  gefällt  werden  1).  Das  Be- 
rufungsgericht, das  Saint-Pierre  sich  ausgedacht 
hat,  wird  also  automatisch  ohne  Anrufen  seitens 
der  Parteien  tätig  werden. 

*)  S.  141  des  Abrege. 
Borner,  Das  Weltstaatsprojekt  des  Abbe  de  Saint-Pierre.        4 
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Bei  der  Urteilsfällung  wollte  der  Abbe  auf 
die  ihm  bekannte  Empfindlichkeit  und  das  Ehr- 
gefühl der  Fürsten  die  größte  Rücksicht  ge- 
nommen sehen.  Um  niemanden  in  seiner  Eigen- 
liebe zu  verletzen  und  die  Unterwerfung  unter 
den  Schiedsspruch  zu  erleichtern,  sollte  in  der 
Entscheidung  eine  Namensnennung  des  ver- 
urteilten Fürsten  möglichst  vermieden  werden. 
Der  Senat  hatte  vielmehr  über  solchen  beson- 
deren Fall  ein  Gesetz  von  scheinbar  genereller 
Natur  zu  erlassen').  Von  dieser  Regel  sollte 
man  nur  abgehen,  wenn  der  Verurteilte  dem 
Schiedsspruch  zuwider  handelte.  In  solchem 
schlimmsten  Falle  der  Gehorsamsverweigerung 
würde  der  Name  der  schuldigen  Partei  aus- 
drückUch  genannt  werden,  da  er  dann  mit  einem 
der  Reichsacht  (dem  ban  de  l'empire)  nachge- 
bildeten ban  de  l'Europe  geächtet  wurde ^). 
Gegen  den  Widerspenstigen,  der  damit  als 
Feind  des  Bundes  gebrandmarkt  war,  sollte 
dann   die   Bundesexekution   vollzogen   werden. 

In  den  Augen  Saint-Pierre's,  der  eine  so 
straffe  Organisation  der  Völkerrechtsgemein- 
schaft forderte,  konnte  ein  schiedsrichterliches 
Urteil  nur  dann  einen  Wert  besitzen,  wenn  die 
richtende  Behörde  gleichzeitig  auch  die  Macht 
besaß,  ihrem  Spruch  in  allen  Fällen  Geltung 
zu  verschaffen  ^).  Der  Senat  sollte  deshalb,  um 
jeden  widerstrebenden  Willen  mit  'Gewalt  zu 


1)  T.  II,  p.  302. 

2)  T.  I,  p.  119. 

3)  ,,Der  „Gerechtigkeit"  ist  das  Schwert  ebenso  un- 
entbehrlich vde  die  Wage.  Mögen  die  Urteilssprüche 
auch    noch    so    weise    und    noch    so  gerecht  sein,   sie 
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brechen,  eine  regelrechte  Bundesarmee  zur 
Verfügung  haben. 

Die  Einzelheiten  dieser  Bestimmung  sind 
sehr  interessant.  Hier  zeigt  sich  aufs  deut- 
lichste, mit  welcher  fast  ängstlichen  Sorgfalt 
Saint-Pierre  bei  jedem  Vorschlage  darauf  ach- 
tete, daß  wenigstens  einigermaßen  ein  Gleich- 
gewicht der  Staaten  erzielt  werde.  Das  Bundes- 
heer war  zu  bilden  aus  den  Truppenkon- 
tingenten, die  die  einzelnen  Fürsten  zu 
stellen  hatten.  Der  mächtigste  Staat  aber  sollte 
nicht  mehr  Soldaten  unterhalten  als  der  kleinste. 
Hatte  der  König  von  Frankreich  z.  B.  im 
Kriegsfalle  24  000  Truppen  aufzubringen,  dann 
gab  es  im  Bundesheer  ein  ebenso  großes  Kon- 
tingent von  portugiesischen  oder  dänischen 
Truppen').  Durch  diese  Gleichstellung  sollte 
ein  Übergewicht  der  Großmächte  verhütet  und 
das  gegenseitige  Vertrauen  der  MitgUeder  ge- 
stärkt werden. 

Diese  Portugiesen  und  Dänen  standen  aber 
nicht  allein  im  Solde  ihrer  Herren,  —  das 
hätte  eine  ungerechte  Belastung  der  schwäche- 
ren Mitglieder  der  Union  bedeutet.  Den  klei- 
neren Staaten  wurde  vielmehr  die  Leistung  eines 
ihre  Verhältnisse  übersteigenden  Kontingents 
durch  eine  Beihilfe  aus  den  Matrikular- 
beiträgen  der  Großmächte  ermöglicht.  Diese 
Beiträge  sollten  ähnlich  dem  in  Deutschland 
geltenden  Römermonat  von  allen  Staaten  der 


werden  immer  nutzlos  bleiben,   solange  ihre  Ausführung 
von  der  richtenden  Behörde  nicht  mit  Gewalt  erzwungen 
werden   kann."    T.   III,   p.   56. 
1)   T.  I,   p.   347,   373. 
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Union  in  verschiedener  Höhe  entsprechend  ihren 
Einnahmen  als  mois  Europeen  an  den 
Schatzkanzler  in  Utrecht  gezahlt  werden  ^).  Die 
von  den  Mitgliedern  für  das  Bundesheer  aufzu- 
bringenden Summen  würden  aber  nicht  allzu 
hoch  sein,  da  verhältnismäßig  kleine  Kontingente 
der  Einzelnen,  vereint  in  der  Hand  des  Bundes- 
feldherrn,  zu  einer  unüberwindlichen  Kriegs- 
macht anwachsen  müßten.  So  war  denn  die 
Möglichkeit  gegeben,  durch  allmähliche  Ab- 
rüstung die  Heeresausgaben  verringern  zu 
können. 

Die  Abrüstung  wird  also,  das  sei  be- 
tont, nach  Saint-Pierre  nicht  das  Vorspiel  sein 
zu  der  Aufrichtung  des  ewigen  Friedens  in 
Europa,  sie  ist  nach  ihm  vielmehr  die  unbe- 
dingt notwendige  Folge  der  Sicherheit,  die  den 
Staaten  durch  das  ständige  und  obligatorische 
Schiedsgericht  gewährleistet  wird. 

Wenn  demnach  einer  der  streitenden  Teile 
sich  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  nicht 
unterwerfen  sollte,  dann  würde  die  Bundes- 
armee unter  dem  Befehl  eines  Generalissimus 
gegen  ihn  marschieren  und  ihn  schleunigst  zum 
Gehorsam  zurückführen.  Die  durch  seinen 
Widerspruch  der  Union  entstandenen  Kosten 
hätte  er  dieser  natürlich  zu  ersetzen  ^).  Also 
wehe  dem   Staate,  der  es   wagen  sollte,  dem 


1)  Als  Grundlage  der  Berechnung  war  die  Selbst- 
einschätzung der  Fürsten  gedacht!  Jeder  Souverän  sollte 
über  sein  Einkommen  und  die  Einnahmen  seines  Staates 
an  den  Senat  berichten.    T.  I,  p.  348. 

»)  T.    I,   p.    327, 
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Urteilsspruche  des  Schiedsgerichts  zu  trotzen! 
Er  würde  die  Macht  spüren,  die  stärker  als  er 
ihm  ihren  Willen  aufzuzwingen  vermochte. 

IV. 

Die   Vorteile  des    Projekts. 

Mit  der  bloßen  Entwicklung  seiner  Vor- 
schläge begnügte  sich  der  Autor  nicht.  Ihm,  der 
zeitlebens  an  dem  Glauben  der  Verwirklichung 
seiner  Pläne  unerschütterlich  festhielt,  mußte  es 
vor  allem  darauf  ankommen,  möghchst  viele 
und  einflußreiche  Freunde  für  seine  Idee  zu 
gewinnen.  So  wirbt  er  denn  mit  Eifer  unter 
seinen  Lesern,  denen  er  die  Möglichkeit  und 
Nützhchkeit  des  europäischen  Staatenbundes 
aufs  eindringlichste  vorzustellen  sucht. 

Der  eine  Teil  dieser  Aufgabe  ist  ihm  sicher- 
lich nicht  schwer  gefallen.  Es  wird  dem  Abbe 
eine  besondere  Freude  gewesen  sein,  den 
Fürsten,  auf  die  es  ihm  ja  vor  allem  ankam, 
die  Vorteile  anzupreisen,  die  sein  Projekt  für 
sie  und  ihre  Völker  in  sich  schließt.  Besonders 
den  mächtigsten  Staaten,  die  doch  scheinbar 
am  wenigsten  einen  Angriff  zu  fürchten  und 
scheinbar  im  Kriege  am  wenigsten  zu  ver- 
lieren hätten,  predigt  Saint-Pierre  eindringlich 
ihr  Interesse  am  Frieden.  Wenn  er  das  ge- 
zeigt, glaubt  er,  sei  a  fortiori  bewiesen,  daß 
die  kleineren  Staaten  in  noch  viel  höherem 
Maße  den  Abschluß  des  Bundes  herbeiwünschen 
müßten. 

Die  neun  hauptsächlichen  Vorteile,  die  die 
Bildung    des    großen    Staatenbundes  den  Mit- 
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gliedern  mit  Sicherheit  bringen  wird,  sind  schon 
in  dem  ersten  Grundartikel  enthalten  i).  Und 
diese  zukünftigen  Vorteile,  so  führt  der  Abbe 
in  einem  dem  ersten  Artikel  zur  Erläuterung 
hinzugefügten  „Eclaircissement''  aus,  sollen  für 
die  Gegenwart  die  Beweggründe  sein,  die  zum 
Abschluß  der  Allianz  führen  müssen  2). 

Allerdings  verzichten  die  Fürsten  mit  der 
Unterzeichnung  des  Vertrages  für  immer  auf 
alle  Ansprüche,  die  sie  auf  das  Gebiet  oder  die 
Rechte  eines  anderen  erheben  könnten.  Denn 
der  Vertrag  ist  aufgebaut  auf  der  Anerkennung 
des  gegenwärtigen  Besitzstandes  der  Einzelnen. 
Aber  was  sie  aufgeben,  ist  gering  an  Wert  und 
wird  reichlich  aufgewogen  durch  das,  was  sie 
gewinnen. 

Verlockend  ist  vor  allem  ein  Vorschlag,  den 
er  den  Fürsten  macht.  In  den  Vertrag  sollte 
eine  Klausel  folgenden  Inhalts  aufgenommen 
werden:  „Die  Souveräne  sollen  für  ihre  per- 
sönlichen Bedürfnisse  über  die  Hälfte  des 
Geldes  verfügen  dürfen,  die  die  Verminderung 
der  militärischen  Ausgaben  dem  Staate  ein- 
bringen wird!*'  Fürsten  und  Untertanen  wür- 
den so  in  gleicher  Weise  die  Segnungen  des 
Friedens  genießen,  dessen  Loblied  der  Abbe 
so  trefflich  singt.  Doch  vor  allen  die  Fürsten! 
Denn  hier  sei  daran  erinnert,  daß  der  Bund  sie 
nicht  nur  gegen  äußere  Feinde  schützen,  son- 
dern ihnen  und  ihrem  Hause  auf  ewig  den 
ungestörten  Besitz  der  Krone  in  ihren  Landen 


1)  Vgl.    oben   S.    33. 

2)  Vgl.    auch  T.   I,  p.   154. 
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garantieren  will^),  eine  wahre  Versicherung 
auf  Gegenseitigkeit,  kraft  deren  in  revolutionärer 
Zeit  die  Bundestruppen  die  absoluten  Rechte  der 
Regierenden  verteidigen  würden.  Saint-Pierre's 
Vorschlag  enthält  damit  schon  den  Gedanken 
der  Interventionspolitik,  die  100  Jahre  später 
in  der  Heiligen  AlUanz  ihren  schärfsten  Aus- 
druck fand. 

All  die  in  unendlicher  Reihe  aufgezählten 
Vorteile  aber  sollten  die  Fürsten  eintauschen 
gegen  die  Preisgabe  ehrgeiziger  Pläne  und  nich- 
tiger Ansprüche  auf  fremde  Rechte,  die  ihnen 
doch,  wie  er  zeigt,  nie  einen  dauernden  Ge- 
winn bringen  könnten. 

Sollten  dieser  Anpreisungen  ungeachtet  die 
Ohren  der  Fürsten  doch  verschlossen  bleiben, 
so  weiß  der  Abbe  noch  ein  anderes  Mittel,  dem 
die  Menschen  in  der  Regel  am  ehesten  zugäng- 
hch  sind.  Jedem  Einzelnen  der  vielen  Poten- 
taten Europas  stellt  er  in  langer  Folge  die  Vor- 
teile auf,  die  gerade  für  sein  Land  bei  der  Neu- 
gestaltung der  Dinge  besonders  herrausspringen 
werden.  Mit  den  freigebigsten  Versprechungen 
hält  der  Abbe  dabei  natürlich  nicht  zurück. 
Vor  allem  der  Kaiser  hat  das  dringendste  Inter- 
esse an  dem  Zustandekommen  der  Union  ^).  Ist 
sie  es  doch  allein,  die  die  Anerkennung  und 
Durchführung  der  Pragmatischen  Sanktion  ga- 
rantieren kann.  Aber  auch  alle  anderen  Herr- 
scher werden  in  gleicher  Weise  aus  der  Union 
Nutzen  ziehen. 


1)  T.  I,  p.  255. 

2)  T.   III,  p.   335   und   S.   46  des   AbrC^i 
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Die  fünf  Artikel  haben  nach  Saint-Pierre 
eine  magische  Kraft,  die  alles  zum  besten 
wendet.  Sein  System  wird  ein  Segen  sein  für 
den  gerechten  Mann,  der  es  aus  Liebe  zu  seinem 
Volke  annimmt;  das  System  wird  aber  auch 
den  Tyrannen  begeistern,  der  sich  nur  aus  fri- 
voler Genußsucht  dafür  erklärt,  weil  er  glaubt, 
mit  den  versprochenen  Einnahmen  sein  Luxus- 
bedürfnis und  seine  Leidenschaften  besser  be- 
friedigen zu  können  1). 

V. 

Die  Möglichkeit  der  Ausführung 
des  Projekts. 

Der  Abbe  vmßte,  daß  er  wahre  Freunde  für 
seine  Idee  nur  gewinnen  würde,  wenn  er  sie 
auch  überzeugen  könne  von  der  praktischen 
Ausführbarkeit  seines  Projekts.  Er  mußte  also 
zeigen,  daß  eine  Vereinigung  der  europäischen 
Staaten  zu  einem  großen  Staatenbunde  über- 
haupt möglich  ist. 

Das  erste  Argument,  das  ihm  für  diese  Be- 
weisführung dienen  soll,  wird  uns  in  Staunen 
versetzen.  Sein  Unternehmen,  sagt  er,  wird 
ebenso  ausführbar  und  ebenso  natürlich  sein, 
vide  es  einst  möglich  war,  das  komplizierte  Ge- 
bäude des  Deutschen  Reiches  aufzurich- 
ten 2). 

Daß  dieses  ihm,  70  Jahre  nach  dem  west- 
fälischen Frieden,  nicht  mehr  als  Einheitsstaat 
erschien,  ist  verstandHch.   Er  aber  läßt  das  Reich 


1)  T.  II,  p.   125. 

2)  T.   I,   p.    67. 
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unter  Verkennung  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung, die  doch  von  der  ursprüngUchen  Einheit 
zur  allmählichen  traurigen  Zersplitterung  geht, 
durch   Vertrag    aus    ursprünglich    souveränen 

Staaten  entstehen  0- 

Wann  diese  societe  permanente  der  deut- 
schen Fürsten  geschlossen  ist,  darüber  kann 
der  Abbe  allerdings  ebensowenig  Auskunft 
geben,  wie  er  den  Namen  dessen  anführen 
kann,  der  die  erste  Anregung  dazu  gegeben  2). 
Für  die  Beweisführung  Saint-Pierre's  kommt  es 
darauf  aber  auch  nicht  an.  Die  Tatsache  bleibt: 
der  Bund  ist  da,  und  muß  also  einst  gegründet 
sein.  Derjenige  aber  unter  den  deutschen 
Fürsten,  der  vor  so  vielen  Jahrhunderten  schon 
den  Anstoß  zu  dieser  großen  deutschen  Or- 
ganisation gegeben  hat,  verdient  in  Wahrheit 
den  Namen  des  „Weisesten  Deutschen''  oder 
des  „Selon  der  Germanen".  „Denn  hat  Solon 
je  ein  Gesetz  von  solchem  Nutzen  für  Athen 
erlassen,  wie  diese  Einrichtung  für  ganz 
Deutschland  war?"  3).   Der  Abbe  zweifelt  sehr 

daran. 

Dieselben  Motive  aber  und  dieselben  Mittel, 
die  nach  ihm  einst  genügt  haben,  alle  deut- 
schen Fürsten  in  einen  Bund  zu  vereinen,  wer- 
den stark  genug  sein,  den  großen  europäischen 
Staatenbund  möglich  zu  machen  *)•  Fast  ironisch 
kUngt  uns  aber  die  Stelle,  wo  der  Abbe  davon 
spricht,  es  möge  doch  Gott  gefallen,  daß  sein 

.   ')  T.  I,  p.  65. 

2)  T.  II,  p.  278. 

3)  T.  II,  p.  281. 

4)  T.  I,  p.   61. 


58 


Werk  einst  den  gleichen  Segen  über  Europa 
ausgießen  dürfe,  den  das  Reich  schon  dem 
deutschen  Volke  gebracht  habe^). 

In  der  Existenz  des  deutschen  Reiches  er- 
blickt Saint-Pierre  auf  jeden  Fall  die  ersten 
Anläufe  zur  Pazifizierung  größerer  Länder- 
striche auf  föderativer  Grundlage.  Wenn  das 
früher  möglich  war,  dann  ist  auch  sein  Pro- 
jekt keine  Chimäre. 

Aber  wenn  den  Fürsten  mit  diesen  Grün- 
den der  Beweis  von  der  Ausführbarkeit  seiner 
Ideen  nicht  erbracht  sein  sollte,  dann  haben  sie 
noch  immer  keinen  Grund,  sein  Projekt  als  un- 
brauchbar zu  verwerfen.  Hat  doch,  nach  Saint- 
Pierre,  Heinrich  IV.  von  Frankreich,  der 
Größten  und  Edelsten  einer  aus  ihrem  Stande, 
fest  geglaubt  an  die  Möglichkeit  der  Verwirk- 
Uchung  eines  solchen  Planes.  Nur  der  Mörder 
des  großen  Heinrich,  Ravaillac,  ist  schuld  daran, 
daß  des  Königs  grand  dessein  eben  nur  Plan 
gebheben  ist.  Wie  Heinrich  aber  Anspruch 
auf  die  Ehre  hat,  der  Erfinder  des  Projektes 
zu  sein,  so  sind  auch  alle  dagegen  gerichteten 
Angriffe  gegen  den  König  selbst  geführt  2).  Das 
sollten  die  Fürsten  doch  bedenken,  wenn  es 
sie  etwa  gelüstete,  an  dem  Projekte  ihren 
billigen  Spott  zu  üben.  Er,  Saint-Pierre,  habe 
daran  doch  nur  Verbesserungen  vorgenommen, 
so  habe  er  vor  allem  die  Staaten  Europas  in 
ihrem   ganzen    Umfange    erhalten    wollen  und 


1)  T.  I,  p.  75. 

2)  Heinrich  IV.  verdient  daher  den  Ehrennamen  des 
,,Solon  Europas",  s.  T.  I,  p.  123  und  T.  II,  p.  282: 
„c'est  le  Solon  Europeen." 
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auf    dieser    Grundlage     Ihre    Vereinigung    er- 
strebt. 

Das  Auffallendste  an  Heinrichs  oder  besser 
SuUy's  Plani)  war  nämlich  der  Vorschlag, 
eine  vollständige  Umwälzung  in  Europa  her- 
beizuführen, um  erst  auf  der  Basis  eines  wahren 
Gleichgewichts  der  Mächte  eine  Konföderation 
der  Staaten  anzubahnen.  Das  Unternehmen  be- 
zweckte eine  Verkleinerung  der  mächtigen  und 
Vergrößemng  der  kleinen  Staaten.  Von  dieser 
Umwandlung  des  ganzen  europäischen  Staaten- 
systems mußte  in  erster  Linie  das  Haus  Habs- 
burg betroffen  werden.  Der  König  von  Spanien 
sollte  sich  nämlich  mit  Spanien  und  den  Kolo- 
nien begnügen,  den  Niederlanden  die  Freiheit 
geben,  Neapel  aber  dem  Papst,  Sizihen  den 
Venezianern  und  Mailand  Savoyen  abtreten. 
Ungarn  und  Böhmen  sollten  selbständige  König- 
reiche, und  die  Schweiz  um  einige  Provinzen 
auf  Kosten  Österreichs  bereichert  werden.  Dann 
sollten  die  christlichen  Gemeinwesen  Europas 
in  dem  Rahmen  von  fünf  Erbmonarchien  — 
Frankreich,  Spanien,  Groß-Britannien,  Schweden 
und  Lombardei  —  sechs  Wahlmonarchien,  näm- 
hch  der  päpstUchen,  kaiserlichen,  ungarischen, 
böhmischen,  polnischen  und  dänischen,  und 
vier  Republiken  —  Niederlande,  Schweiz,  Ve- 
nedig und  italienische  Städte  —  zu  einem  un- 
auflöslichen Staatenbunde  vereint,  und  die  so 
geschaffene  „generale  republique  tres 
chretienne"  der  Oberleitung  eines  Bundes- 


1)   Enthalten    in    den    Economies    royales    de   Sully, 
Edit.   Michant  et   Ponjoulat.    Paris   1836. 
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rates  unterstellt  werden.  Sobald  man  dann  mit 
der  Einrichtung  der  großen  Friedensrepublik 
im  Innern  fertig  geworden,  wollte  man  mit  ge- 
meinsamen Kräften  die  Vertreibung  und  wo- 
möglich Vernichtung  der  ungläubigen  Türken 
beginnen. 

Die  systematische  Schwächung  des  Hauses 
Habsburg  war  aber,  wie  wir  sehen,  das  vor- 
nehmste Ziel  von  Sully's  Plan.  Wie  eine  neue 
Insel  unter  Kolonisten,  so  sollten  die  habs- 
burgischen  Erblande  unter  den  Fürsten  zur  Ver- 
teilung kommen.  So  durchsichtig  danach  Sully's 
Plan  auch  war  und  so  wenig  das  Projekt  seine 
Entstehung  einer  reinen  FriedensUebe  ver- 
dankte, dem  Abbe  de  Saint-Pierre  erschien  auch 
das  als  Propagandamittel  gut  genug,  um  unter 
den  Fürsten  für  seine  Weltstaatsidee  zu  werben. 


3.  Kapitel. 

Die  Beurteilung  des  Werkes  durcli  Rousseau,  Leibniz, 
Kardinal  Fleury  und  Voltaire. 

Da  Saint-Pierre's  Werk  unter  allen  Welt- 
friedensprojekten eines  der  bedeutendsten  ist 
und  auf  alle  späteren  den  nachhaltigsten  Ein- 
fluß ausübte,  so  wird  eine  Beurteilung  seines 
Projektes  sich  nicht  trennen  lassen  von  einer 
Kritik  der  Weltstaatsidee  überhaupt 

Wenn  man  Saint-Pierre  möglichste  Gerech- 
tigkeit widerfahren  lassen  will,  darf  man  nicht 
vergessen,  daß  er  selbst  sich  energisch  dagegen 
verwahrt  hat,  als  schwärmerischer  Phantast  an- 
gesehen zu  werden.    Nachdem  er  noch  einmal 
am  Schlüsse  seines  Projektes  alle  Vorteile  seines 
Planes   aufgezählt  hat,   fügt   der  Abbe   hinzu: 
„Ob  die  Fürsten  mein  Projekt  wohl  begreifen 
werden?    Wenigstens  sollten  sie  es  auf  seinen 
Wert  hin  prüfen,  wenn  sie  ihr  eigenes  Interesse 
wahren  wollen !    Denn  wir  haben  die  Menschen 
keineswegs  angenommen  wie  sie  sein  sollten, 
gut,  edel,  selbstlos  und  auf  das  Wohl  des  Gan- 
zen bedacht,  sondern  so  wie  sie  sind,  ungerecht, 
voller  Begierde  und  Eigennutz.     Das   Einzige, 
was  ich  von  ihnen  voraussetze,  ist  soviel  Ver- 
nunft, ihren  wahren  Vorteil  zu  sehen,  und  so- 
viel Mut,  ihr  eigenes  Glück  zu  schmieden.  Wenn 
das  Projekt  aber  trotzdem  unausgeführt  bleiben 
wird,  so  geschieht  das  nicht  deshalb,  weil  es 
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eine  Chimäre  ist,  sondern  weil  die  Menschen 
in  der  Regel  darauf  nicht  hören  wollen,  was 
die  Vernunft  ihnen  sagt^O- 

Ferner  sei  daran  erinnert,  daß  Saint-Pierre 
nicht  darauf  Anspruch  erhob,  die  beste  Lösung 
des  Problems  gefunden  zu  haben.  Nur  ein 
Führer  auf  dem  Wege  wollte  er  sein.  Er  hat 
sein  Werk  ja  auch  ein  Projekt  genannt,  dessen 
Eigentümlichkeit  es  doch  ist,  geändert  und  ver- 
vollkommnet zu  werden. 

Ein  Werk  von  der  Art  des  seinigen  ist  aber 
auch,  wenn  wir  gerecht  sein  wollen,  ganz  be- 
sonders aus  den  Verhältnissen  heraus  zu  beur- 
teilen, in  denen  es  entstanden  ist.  Saint-Pierre 
veröffentlichte  sein  Projekt  kurz  nach  dem 
Frieden  von  Utrecht,  also  in  einer  Zeit,  in  der 
nach  einem  langwierigen  und  blutigen  Kriege, 
der  vor  allem  Frankreich  dem  völligen  Ruin  so 
nahe  brachte,  die  Sehnsucht  nach  einer  längeren 
Dauer  des  Friedenszustandes  besonders  stark 
sich  geltend  machen  mußte. 

Und  trotzdem  hat  des  Abbe's  Vorschlag  ge- 
rade bei  seinen  Zeitgenossen  das  geringste 
Verständnis  und  fast  ausnahmslos  nur  Spott 
und  Hohn  gefunden. 

Rousseau 2)  beschäftigte  sich  zwar  sehr 
eingehend  mit  dem  Projekt  Saint-Pierre's,  und 
die  darin  ausgesprochenen  Gedanken  hielt  er 
für  so  wertvoll  und  im  allgemeinen  ausführbar, 
daß  er  sich  sogar  an  die  Ausarbeitung  eines 


1)  Vgl.  auch  T.  II,  p.  106;    T.  III,  p.  153. 

2)  Da  Rousseau  eine  Bearbeitung  von  Saint-Pierre's 
Werken  in  Angriff  genommen  hat,  ist  er  als  der  be- 
rufenste   Kritiker   hier   an    erster   Stelle  angeführt. 
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lesbaren  Auszuges  machte  i),  um  der  Idee  des 
guten  Abbe  zu  größerer  Popularität  zu  ver- 
helfen. Er  betont  vor  allem,  daß  die  Idee 
durchaus  nicht  so  neu  und  erst  recht  nicht  so 
phantastisch  sei,  wie  es  manchem  scheinen 
könne.  Einige  Staaten  bilden  nach  ihm  schon 
durch  die  Übereinstimmung  von  Religion  und 
Sitte,  die  Gleichheit  ihrer  Interessen  und  ihre 
sonstigen  gemeinsamen  Beziehungen  eine  So- 
ciete  naturelle,  so  vor  allem  die  Völker  Europas, 
die  unter  dem  Einfluß  des  römischen  Kaiser- 
reiches und  des  universalmonarchischen  Papst- 
tumes  ganz  besonders  zu  dem  Gefühl  der  Soli- 
darität erzogen  sind.  (Contrat  social  L.  III, 
Ch.  VI.) 

Aber  selbst  Rousseau  erschien  es  unmög- 
lich, daß  das  Projekt  von  denen  angenommen 
würde,  an  die  es  hauptsächlich  gerichtet  sei. 
Seien  doch  die  Fürsten  jener  Zeit  derart  in  ab- 
solutistischen Ideen  aufgewachsen,  daß  sie  in 
Saint-Pierre's  Vorschlage  nichts  anderes  sehen 
könnten  als  eine  Beschränkung  ihrer  Unab- 
hängigkeit und  eine  Verkürzung  ihrer  Rechte  2). 

1)  Veröffentlicht  im  Jahre  1761  unter  dem  Titel: 
„Extrait  du  projet  de  paix  perpetuelle  de  M.  l'abbe  de 
Saint-Pierre."  Wie  er  in  seinen  „Bekenntnissen"  er- 
zählt, hat  er  die  Arbeit  unternommen  auf  Anregung 
einer  Frau  Dupin,  die  eine  Art  von  Interesse  hatte,  ihn 
dazu  zu  veranlassen.  Sie  war,  so  schreibt  Rousseau, 
eine  der  drei  oder  vier  hübschen  Pariserinnen,  deren 
Schoßkind  Saint-Pierre  gewesen  sei.  Vgl.  „Rousseaus 
Bekenntnisse",    Hildburghausen   1870,   S.   167. 

2)  Dieses  Urteil  ist  enthalten  in  Rousseau's  «luge- 
ment  sur  le  projet  de  paix  perpetuelle  de  l'abbe  de 
Saint-Pierre",  das  aber  nicht  veröffentlicht  wurde.  Vgl. 
Molinari:     „L'Abbe   de   Saint-Pierre",    S.    405. 
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Bemerkenswert  ist  das  Urteil,  das  Leibniz 
über  das  Werk  gefällt  hat.  Bevor  Saint-Pierre 
mit  seinem  Vorschlage  an  die  Fürsten  heran- 
trat, hatte  er  sein  Werk  durch  Vermittlung 
eines  Freundes  dem  großen  Philosophen  nach 
Hannover  übersandt  und  ihn  gebeten,  ihn  seine 
Ansicht  darüber  wissen  zu  lassen.  In  seiner 
Antwort  sagt  Leibniz  halb  schmeichelnd  und 
halb  ironisch:  „Es  ist  allein  der  Wille,  der  den 
Menschen  fehlt,  um  sie  von  einer  großen  Zahl 
von  Übeln  zu  befreien'' i).  Und  an  Pierre  Re- 
mont  schrieb  Leibniz:  „Das  Projekt  zeichnet 
sich  aus  durch  seine  trefflichen  Absichten  und 
enthält  manchen  guten  Gedanken.  Das  eine  ist 
sicher,  daß,  wenn  die  Menschen  wollten,  sie 
sich  von  den  drei  großen  Geißeln:  Krieg,  Pest 
und  Hungersnot  befreien  könnten'' 2). 

Wahrte  Leibniz  in  seinen  Schreiben  an  Re- 
mont  und  an  den  Autor  selbst  aus  reiner  Höf- 
lichkeit noch  einige  Zurückhaltung,  so  zeigt 
er  in  einem  Briefe  an  Grimarest^')  um  so  deut- 
licher, daß  er  des  Abbe's  Projekt  kaum  ernst 
genommen  hat.  „Ich  habe,"  sagt  er  hier,  „von 
dem  Projekte  über  den  ewigen  Frieden  in 
Europa  einiges  gelesen.  Ich  erinnerte  mich  da- 
bei der  Aufschrift  über  einer  Kirchhofspforte, 
welche  lautete:  „pax  perpetua",  denn  freilich, 


•)  Vgl.  Oeuvres  de  Leibniz,   par  Foucher  de  Carell, 
Paris  1862,  T.  IV,  p.  325. 

2)  Der  Brief  ist  vom  7.  2.  1715,  zitiert  von  Goumy, 
a.  a.  O.,  S.  32. 

3)  Leibnitii     epistolae    ad     diversos,     Lipsiae     1738, 
T.  III,  p.  327. 
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die  Toten  schlagen  sich  nicht  mehr,  aber  die 
Lebenden  sind  in  anderer  Stimmung"  und  die 
Mächtigsten  unter  ihnen  zollen  den  Aussprüchen 
der  Gerichtshöfe  keine  Achtung.  Erst  müßten 
alle  Fürsten  eine  gute  Bürgschaft  stellen  oder 
eine  Kaution  in  der  Bank  des  Tribunals  hinter- 
legen, der  König  von  Frankreich  z.  B.  100  Millio- 
nen Taler,  und  der  König  von  Groß-Britannien 
entsprechend,  damit  die  Urteilssprüche  des  Ge- 
richtshofes an  ihrem  Gelde  vollstreckt  werden 
könnten,  falls  sie  sich  widerspenstig  zeigen/' 
Am  Schlüsse  des  Schreibens  heißt  es  dann: 
„Aber  da  es  doch  erlaubt  ist,  Romane  zu 
schreiben,  warum  sollten  wir  da  seine  Idee 
tadeln,  die  uns  das  goldene  Zeitalter  herauf- 
führen möchte." 

Aber  auch  in  seinem  schon  genannten  Briefe 
an  Saint-Pierre  selbst  hatte  Leibniz  sein  Urteil 
mit  der  ironischen  Bemerkung  geschlossen: 
„Ich  wünsche  Euch,  Monsieur,  ein  Leben,  das 
lang  genug  währt,  um  Euch  noch  die  Früchte 
Eurer  Arbeit  kosten  zu  lassen." 

Doch  der  Abbe  ließ  sich  nicht  beirren  und 
sandte  ihm  einige  Jahre  später  den  nachträglich 
erschienenen  dritten  Band.  Vielleicht  fühlte 
sich  Leibniz  nun  doch  ein  wenig  belästigt,  als 
er  die  etwas  boshaften  Worte  schrieb  ^) :  „Das 
beste  wäre,  wenn  Monsieur  TAbbe  de  Saint- 
Pierre  alle  Menschen  kathohsch  und  an  die  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes  glauben  machen  könnte, 
denn    dann   hätte    man    neben  dem  des  Stell- 


1)  In  einem  Briefe  an  Conrad  Widou,  Senator  der 
Republik  Hamburg,  vgl.  Leibnitii  epistolae  ad  diversos, 
T.  III,  p.  350. 

Borner,  Das  Weltstaatsprojekt  des  Abbe  de  Saint  Pierre.       5 
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Vertreters    Christi    kein    anderes    Reich    mehr 
nötig." 

Wenn  Leibniz  in  dieser  Weise  seine  Kritik 
an  dem  Projekte  übte,  dann  konnte  man  von 
einem  praktischen  Staatsmanne  wie  Kardinal 
Fleury  kaum  mehr  Verständnis  für  die  Idee 
des  Abbe  erwarten. 

Als  der  Minister  einmal  gelegentlich  einer 
zwischen  England  und  Spanien  drohenden 
Kriegsgefahr  die  Bemerkung  hatte  fallen  lassen, 
die  Streitenden  sollten  doch  eine  Dosis  von 
dem  Wunderehxier  seines  alten  Freundes  Saint- 
Pierre  einnehmen,  schrieb  dieser  ihm  sofort: 
„Ich  bin  sehr  erfreut,  gnädiger  Herr,  daß  Sie 
mir  auftragen,  mein  Allheilmittel  in  Anwendung 
zu  bringen,  um  das  Fieber  unserer  Nachbarn 
zu  stillen.  Sie  haben  mich  so  ermächtigt  zu 
der  Frage,  welche  Persönhchkeit  in  Europa  zu 
der  Anwendung  des  Heilmittels  geschickter  sein 
könnte  als  Sie  selbst.  Ich  bin  nur  der  Apotheker 
Europas,  Sie  sind  sein  Arzt.  Ist  es  nicht  Sache 
des  Arztes,  eine  Medizin  vorzuschreiben  und 
anzuwenden?",  worauf  Kardinal  Fleury  ant- 
wortete 1) :  „Monsieur,  Ihr  habt  vergessen,  den 
fünf  Artikeln,  die  Ihr  mir  nanntet,  als  Basis  einen 
Präliminarartikel  vorauszuschicken,  nämlich  den, 
daß,  bevor  jene  zur  Ausführung  gelangen,  erst 
eine  Truppe  von  Missionaren  ausgesandt  wird, 
die    Herz    und    Sinne     der    kontraktierenden 


1)  Vgl.  diese  Korrespondenz  in  „Sisteme  de  la  paix 
perpetuelle  en  Europe",  XVI,  S.  117 ff  und  in  Ouvrages 
de  morale  et  de  politique  de  I'abbe  de  Saint-Pierre, 
T.   XVI,   p.    119,    Rotterdam    1741,    chez   Beman. 
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Fürsten  darauf  vorbereiten  und  bekehren 
soll"'). 

Daß  der  große  Spötter  Voltaire  den 
Abbe  nicht  besser  behandelte  als  die  vorigen, 
ist  danach  am  allerwenigsten  verwunderlich. 
Voltaire  machte  sich  in  seiner  Weise  über  ihn 
lustig  in  einem  Epigramm,  das  er  angesichts 
eines  Bildnisses  des  Autors  verfaßte.  Es  lautet: 

Zum  Glücke  seh'n  wir  nur  ein  stummes 
Porträt  des  Abts  in  diesem  Saal, 
Denn  hätten  wir  das  Or'ginal, 
Da  hörten  wir  gewiß  was  Dummes^). 

Und  an  einer  anderen  Stelle  —  einer  Notiz  zu 
dem  Poeme  „La  Tactique"^)  urteilt  er:  „Die 
Idee  eines  ewigen  Friedens  ist  zweifellos  phan- 
tastischer als  der  Gedanke  einer  Weltsprache. 


1)  Hier  mag  bemerkt  werden,  daß  Friedrich  der 
Große,  dem  Saint-Pierre  sein  Projekt  zugesandt  hatte, 
sich  in  ähnlichem  Sinne  darüber  geäußert  hat.  Am 
12.  April  1742  schrieb  Friedrich  an  Voltaire:  „Der  Abt 
Saint-Pierre  hat  mir  ein  schönes  Werk  über  die  Methode 
geschickt,  den  ewigen  Frieden  in  Europa  zu  begründen 
und  zu  erhalten.  Die  Sache  wäre  sehr  brauchbar,  wenn 
nur  nicht  die  Zustimmung  der  europäischen  Fürsten  und 
noch  einige  ähnliche  Kleinigkeiten  dazu  fehlen  würden." 
Vgl.  Bluntschli:  Gesammelte  kleine  Schriften,  II.  Bd., 
S.   288. 

2)  Oeuvres  completes  de  Voltaire  (Edit.  Moland), 
T,  X,  p.  484.  Die  Übersetzung  des  Verschens  gibt 
Holtzendorff:    Die  Idee  des  ewigen  Völkerfriedens,  S,  27. 

3)  In  dem  Gedicht  selbst  spricht  Voltaire  von  der 
Kriegskunst  und   fährt  dann   fort: 

....  Je  vous  l'avourai,   je  formais  des  souhaits 
Pour  que  ce  beau  metier  ne  s'exergät  jamais. 
Et  qu'enfin  l'equite  fit  regner  sur  la  terre 
L'impraticable   paix  de   l'abbe   de   Saint-Pierre. 
Vgl.   Molinari,  a.   a.   O.,   S.   105. 
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Es  ist  nur  zu  wahr,  der  Krieg  ist  eine  Geißel, 
die  der  menschlichen  Natur  und  fast  allen  Re- 
ligionen widerspricht,  aber  doch  so  alt,  wie 
diese  menschHche  Natur  und  älter  als  alle 
Religionen.  Die  Menschen  davon  abzubringen, 
sich  zu  bekriegen,  ist  ebenso  schwierig,  wie 
die  Wölfe  vom  Fressen  der  Lämmer  zu  be- 
kehren/' 

Diese  Worte  Voltaire's  sind  nur  das  Echo 
der  allgemeinen  Meinung  jener  Zeit. 


4.    Kapitel. 

Kritik  des  Projekts. 

Und  doch  hat  Saint-Pierre  den  Spott  seiner 
Zeitgenossen,  den  er  so  reichlich  über  sich  er- 
gehen lassen  mußte,  kaum  in  dem  Maße  ver- 
dient. So  manches,  was  von  seinen  Gedanken 
in  den  internationalen  Unionen  oder  auf  dem 
Gebiete  der  Schiedsgerichtsbarkeit  heute  ver- 
wirklicht ist  oder  noch  Aussicht  auf  Verwirk- 
lichung hat,  beweist,  daß  er  nicht  nur  ein 
Träumer  und  Phantast  gewesen.  Und  Denker 
wie  Benthami)  und  Kant  2),  die  an  ihn  an- 
knüpfend dieselben  Ziele  verfolgten,  müssen  ge- 
nügen, um  ihn  vor  dem  Fluch  der  Lächerlich- 
keit zu  bewahren. 

Saint-Pierre's  Projekt  ist  aufs  sorgfältigste 
durchdacht  und  auf  jeden  Fall  konsequenter 
durchgeführt  als  die  meisten  später  erschie- 
nenen Werke  dieser  Art. 

Gerade  pazifistische  Schriftsteller  haben 
viele  seiner  Vorschläge  heftig  getadelt,  um  zu 
zeigen,   daß    die  Verwirklichung    seiner  Pläne 


1)  Bentham:  Principles  of  international  law,  Edin- 
burg  1839;  Essai  IV:  A  plan  for  an  Universal  and  Per- 
petual  Peace. 

2)  Kant:  Zum  ewigen  Frieden,  ein  philosophischer 
Entwurf,   1795. 
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nicht  an  der  Unausführbarkeit  der  darin  ent- 
haltenen Idee  überhaupt,  sondern  nur  an  den 
Fehlern  gerade  seines  Projektes  scheitern 
mußte.  In  manchen  Fällen  ist  dem  Abbe  damit 
aber  Unrecht  geschehen.  So  ist  z.  B.  in  der 
bei  ihm  besonders  scharf  hervortretenden  Ten- 
denz, unter  allen  Umständen  auch  im  Innern 
der  Staaten  die  bestehende  Ordnung  aufrecht 
erhalten  zu  wollen,  in  der  Schückingi)  den 
Grundfehler  des  Projektes  sieht,  ein  wohl  über- 
legter Gedanke  enthalten.  Wie  sollte  ein  Frie- 
denszustand dauernder  Art  unter  den  Staaten 
begründet  werden  können,  ehe  nicht  in  jedem 
einzelnen  Staate  die  bürgerliche  Ordnung  un- 
erschütterlich gesichert  ist;  denn  Bürgerkriege 
erzeugen  notwendig  mit  der  Mißachtung  der 
bürgerlichen  Grundordnung  die  Nichtachtung 
der  entfernter  stehenden  Ordnungen  des  Völker- 
rechts. 

Übrigens  muß  Saint-Pierre  selbst  diese  Be- 
stimmung nicht  als  unbedingte  Voraussetzung 
der  Aufrechterhaltung  des  Friedens  angesehen 
haben.  Er  berührt  nämHch  diese  Idee  in  den 
eclaircissements  kaum,  was  darauf  hinzudeuten 
scheint,  daß  die  von  ihm  angeregte  Interven- 
tionspolitik hauptsächlich  nur  ein  Lockmittel 
sein  sollte,  mit  dem  er  die  absoluten  Fürsten 
seinen   Plänen  geneigter  machen   wollte. 

Auch  darin,  daß  der  Abbe  nur  an  die  Herr- 
scher und  nicht  an  ihre  Völker  denkt,  ist  nicht 
ein  absoluter  Fehler  des  Projekts  zu  sehen  2). 

1)  Organisation  der  Welt,   S.   50. 

2)  In  diesem  Zusammenhange  handelt  es  sich  ja 
nicht  darum,  ob  die  Ausführung  von  Saint-Pierre's  Idee 
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Wir  müssen  die  Zeit  berücksichtigen,  in  der 
Saint-Pierre  sein  Werk  schrieb.  Ob  die  Fürsten 
von  damals  für  einen  Bund,  der  ihnen  allen 
den  Besitzstand  garantierte  und  in  revolutionärer 
Zeit  Hilfe  versprach,  nicht  eher  zu  gewinnen 
gewesen  wären,  als  große  selbstbewußte  Völ- 
ker, deren  Interessen  sich  doch  gewiß  unend- 
lich schwieriger  ausgleichen  lassen  als  die 
Herrschaftsgelüste   einzelner  Potentaten? 

Wenn  man  ferner  dem  Autor  zum  Vorwurf 
macht  1),  daß  er  den  Besitzstand  der  euro- 
päischen Mächte  für  alle  Ewigkeit  habe  fest- 
legen wollen,  ohne  daß  er  eine  Prüfung  darüber 
anstelle,  ob  das  gerade  gegebene  Besitzverhält- 
nis der  Staaten  zueinander  in  etwa  der  Ge- 
rechtigkeit entspreche,  so  trifft  man  mit  diesem 
Tadel  weniger  einen  Fehler  in  dem  Werke 
Saint-Pierre's,  als  eine  Eigentümlichkeit,  die 
allen  derartigen  Projekten  anhaften  muß.  Aller- 
dings hat  der  Abbe  von  einem  die  Geschicke 
der  Völker  im  19.  Jahrhundert  so  mächtig  be- 
einflussenden Prinzip,  wie  dem  Nationalitäts- 
prinzip, keinerlei  Kenntnis  gehabt,  zum  min- 
desten ihm  bei  seinen  Vorschlägen  nicht  im 
geringsten  Rechnung  getragen.  Wenn  man  aber 
mit  einem  ähnlichen  Projekt  warten  wollte,  bis 
das  Verhältnis  der  Mächte  zueinander  im  Fin- 


den Völkern  Segen  gebracht  hätte,  sondern  allein  um  die 
Frage,  von  welcher  Seite  der  Abbe  die  Ausführung  seines 
Projektes  erhoffen  Iconnte.  Daß  er  sich  dabei  an  die  Fürsten 
wandte,  ist  daher  eine  einfache  Ausnutzung  der  po- 
Htischen  Verhältnisse  jener  Zeit. 

^)  So  Siegler-Pascal:  Un  contemporain  egare  au 
XVIIIe  siede,  S.  38  und  Hertz  in  Preuß.  Jahrb.,  Bd.  62, 
S.  483. 
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klang-  ist  mit  den  Wünschen  der  Völker  oder 
der  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dann  würde 
man  wohl  ewig  warten  müssen.  Wechsel  ist 
das  Gesetz  sowohl  im  Leben  der  Staaten  wie 
dem  der  einzelnen  Menschen.  Bald  wollen  sich 
bisher  geeinte  Völker  wieder  trennen,  und  bald 
bisher  getrennte  wieder  zusammenschließen. 
So  muß  also  richtig  genommen  jedes  Weltstaats- 
projekt —  wenn  anders  man  das  Gewaltmittel 
Sully's  vermeiden  will^)  —  den  status  quo  zum 
Ausgangspunkt  seiner  Betrachtungen  nehmen. 
Hieraus  läßt  sich  erkennen,  daß  eine  Beur- 
teilung von  Saint-Pierre's  Werk  nicht  losgelöst 
werden  kann  von  einer  kurzen  Kritik  der  Welt- 
staatsidee überhaupt.  Da  ist  es  denn  vor  allem 
ein  Gedanke,  der  Saint-Pierre's  Werk  durch- 
zieht, der  sich  aber  auch  bei  ihm  verwandten 
Schriftstellern  immer  wieder  findet:  Die  Ent- 
wicklungsgeschichte der  Menschheit,  so  lehren 
die  Pazifisten,  ist  den  Weg  gegangen,  die  In- 
teressen der  sich  bekämpfenden  Menschen  und 
Menschengruppen  allmählich  auszugleichen  und 
in  immer  größeren  Kreisen  Ruhe  und  Ordnung 
zu  stiften.  Diese  Bewegung,  in  der  wir  uns 
auch  heute  noch  befinden  sollen,  werde  erst 
abgeschlossen  sein,  wenn  in  dem  Weltstaate 
die  denkbar  größte  internationale  Organisation 
geschaffen  werde,  der  jedes  Einzel-  und  Staats- 
individuum unterworfen  sei.  Die  mittelalter- 
Uchen  Fehden  zwischen  den  großen  Grund- 
herren, den  Rittern  und  Städten  seien  dadurch 
beseitigt  worden,  daß  immer  größere  staatHche 

1)  S.  oben  S.    59. 
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Gemeinwesen  die  bis  dahin  Streitenden  unter 
eine  starke  Zentralgevvalt  zusammenfaßten  und 
ihnen  das  Recht  der  Selbsthilfe  nahmen.  In  ähn- 
licher Weise  müsse  es  möglich  sein,  daß  der 
Weltstaat  die  verschiedenen,  ohnehin  schon 
durch  das  Völkerrecht  zusammengehaltenen 
Staaten  in  einer  großen  einheitlichen  Organi- 
sation vereine  1). 

Der  Gedanke  einer  solchen  analogen  Fort- 
entwicklung vom  Einzelindividuum  bis  zur  welt- 
staathchen  Organisation,  hat  auf  den  ersten 
BHck  in  Wahrheit  etwas  Bestechendes.  Doch 
wer  schärfer  zusieht,  erkennt  unschwer  das 
schadhafte  GHed  in  der  kunstvollen  Gedanken- 
kette. Auf  Grund  von  Analogien,  deren  Be- 
rechtigung doch  erst  erwiesen  werden  müßte, 
suchen  die  Pazifisten  ihr  großes,  die  Mensch- 
heitsgeschichte leitendes  Entwicklungsgesetz 
herauszufinden.  Bei  jedem  Analogieschluß  aber, 
den  man  so  gern  zu  ziehen  sich  berechtigt 
glaubt,  muß  doch  immer  die  Bedingung  erfüllt 
sein,  daß  die  zum  Vergleich  gestellten  Dinge 
nicht  nur  in  ihrer  äußeren  Form,  sondern  auch 
in  ihrem  innersten  Wesen  Übereinstimmung  auf- 
weisen, sonst  führt  der  kleine  Irrtum  im  Aus- 
gangspunkt zum  unvermeidUchen  großen  Irrtum 
am  Ende  der  Schlüsse.  Es  geht  nicht  an,  stets 
in  einem  Atem  zu  sprechen  von  dem  nationalen 
und  internationalen  Ideal  als  zwei  Stufen  auf 
dem  Wege  derselben  staatlichen  Entwicklung, 
und  aus  dem  Werden  des  Ersten  das  Kommen 
des  Zweiten  folgern  zu  wollen.    Den  Beweis 

1)  Vgl.  V.  Stengel:  Weltstaat  und  Friedensproblem, 
S.  33. 
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der  Gleichheit  der  Bedingungen  beider  sind  die 
Pazifisten  schuldig  geblieben. 

Ein  Volk  hat  sich  zum  Staate  entwickeln 
können  nur  auf  Grund  gleichen  Ursprungs, 
gleicher  Sitte,  Sprache,  Religion  und  besonders 
geographischer  Zusammengehörigkeit.  Diese 
organbildenden  Faktoren  fehlen  aber  fast  gänz- 
lich für  einen  Völkerstaat.  Sie  fehlen  auch 
für  einen  Weltstaatenbund,  wie  Saint-Pierre  ihn 
im  Hinblick  auf  das  Deutsche  Reich  und  die 
niederländischen  Generalstaaten  für  möglich 
hielt. 

„Die  Bildung  eines  Staatenbundes  wie  eines 
Bundesstaates  setzt  voraus,  daß  die  betreffenden 
Staaten  durch  nationale  Zusammengehörigkeit, 
geographische  Lage,  politische  und  wirtschaft- 
liche Interessen  aufeinander  angewiesen  sind, 
so  daß  das  Bundesverhältnis  nur  als  die  recht- 
liche Form  für  die  bereits  tatsächlich  vorhan- 
dene Gemeinschaft  erscheint.  In  der  Regel  bot 
und  bietet  auch  die  Schaffung  eines  Bundes- 
staates aus  verschiedenen  derselben  Nation  an- 
gehörigen  Einzelstaaten  nur  einen  Ersatz  dafür, 
daß  es  nicht  gelang,  dieselben  zu  einem  Ein- 
heitsstaat zu  vereinigen  oder  in  einem  solchen 
zusammenzuhalten"  ^). 

Alle  Bundesstaaten,  die  wir  heute  kennen, 
sind  ja  auch  nur  unter  Staaten  geschaffen  wor- 
den, die  durch  eine  lange  geschichtliche  Ent- 
wicklung und  durch  gleiche  Interessen  tatsäch- 
Uch  schon  geeinigt  waren. 


1)  Vgl.  V.  Stengel:  a.  a.  O.,  S.  34. 
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Zwar  sehen  wir  in  der  Türkei  und  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  auch  Staaten- 
biidungen,  denen  die  vorgenannten  Voraus- 
setzungen fehlen.  Damit  ist  aber  noch  nicht 
der  Beweis  für  die  Unrichtigkeit  der  aufgestell- 
ten Sätze  gegeben.  Im  Gegenteil,  gerade  die 
Schwierigkeiten,  mit  denen  beide  Mächte  zu 
kämpfen  haben,  um  die  verschiedenen,  nach 
Selbständigkeit  strebenden  Teile  ihrer  Reiche 
zusammenzuhalten,  zeigen,  daß  es  im  großen, 
in  einem  Weltbundesstaate  erst  recht  unmöglich 
sein  wird,  die  verschiedensten  Nationen  auf  die 
Dauer  in  einer  Organisation  zu  vereinigen. 

Ein  anderes  gibt  aber  auch  noch  zu  denken. 
Der  Weltstaat  würde  auch  deshalb  unmöglich 
sein,  weil  er  die  Aufgaben,  die  der  nationale 
Staat  erfüllt,  und  um  derentwillen  er  hauptsäch- 
lich seinen  starken  Ausbau  erfahren  hat,  nie- 
mals erfüllen  könnte. 

Dem  Staate  ist  es  möglich  gewesen,  die  im 
Kampfe  Hegenden  Individuen  in  einem  Verbände 
zu  vereinen  und  ihre  widerstrebenden  Interessen 
auszugleichen.  Er  hemmte  ja  nicht  die  Aus- 
dehnungsfreiheit der  Einzelnen,  sondern  faßte 
diese  nur  zusammen,  um  den  Expansionstrieb 
der  nunmehr  zu  einer  Einheit  Verbundenen  nach 
außen  abzuleiten.  Aus  der  Gegnerschaft  der  In- 
dividuen wurde  nur  ein  ebenso  erbittertes 
Ringen  der  nun  geschlossenen  Völkergruppen 
um  die  Vorherrschaft  in  der  Welt.  Der  Kampf 
zwischen  den  Einzelnen  untereinander  konnte 
deshalb  aufhören  oder  eine  friedliche  Gestalt 
annehmen,  weil  er  von  dem  Wettbewerb  der 
Staaten  abgelöst  wurde. 
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Der  Weltstaat  aber  würde  seinen  Mitglie- 
dern —  den  Unterstaaten  —  jede  Entfaltungs- 
möglichkeit nach  außen  nehmen  müssen,  da  es 
ja  keine  Organisation  neben  ihm  mehr  gibt 
und  es  so  an  der  natürhchen  äußeren  Gegner- 
schaft fehlt.  Wie  aber  ohne  Konkurrenz  und 
Kampf  kein  Fortschritt  denkbar  ist,  so  wird  auch 
irgendwelcher  Kampf,  wenn  auch  nur  wirtschaft- 
licher Art,  nie  aufhören  können  unter  den  fort- 
schreitenden Völkern. 

Das  soll  aber  kein  Dogma  und  nur  eine 
Meinung  sein.  Wie  hier  kein  Satz  mit  mathe- 
matischer Beweisführung  als  unbedingt  richtig 
aufgestellt  werden  kann,  so  muß,  das  sei  noch- 
mals betont,  es  jedem  frei  bleiben,  zu  glauben, 
was  er  will.  Jeder  hat  für  sich  zu  prüfen,  was 
er  für  das  Wahrscheinlichere  hält. 

Wer  danach  aber  die  Überzeugung  hat,  daß 
irgendwelche  Gegnerschaft  der  Staaten,  sei  es 
auch  nur  eine  wirtschaftliche,  ewig  bleiben 
wird,  der  wird  sich  fragen  müssen,  zwischen 
wem  anders  diese  Gegnerschaft  ausgetragen 
werden  müßte  als  zwischen  den  Mitgliedern  des 
Weltstaates  selbst? 

Damit  wäre  nun  nichts  erreicht.  Kein  Ge- 
setz und  keine  Gewalt  wäre  stark  genug,  die 
politische  Gegnerschaft  der  Staaten,  als  Folge 
ihres  wirtschaftlichen  Kampfes,  zu  verhüten. 
Denn  daß  der  ewige  Widerstreit  der  Interessen 
im  friedlichen  Handelsverkehr  der  Staaten  seine 
Erledigung  finden  könne,  ist  angesichts  der  Tat- 
sache, daß  wirtschaftliche  Vormachtstellung 
ohne  politische  nicht  denkbar  ist,  kaum  über- 
zeugend darzutun. 
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Der  Glaube,  wie  zwischen  den  Einzelnen, 
so  könne  auch  zwischen  den  Staaten  von  einer 
starken  Zentralgewalt  der  stets  unvermeidliche 
Kampf  in  friedliche  Bahnen  gelenkt  werden,  hat 
demnach  keine  Berechtigung  für  sich.  Gerade 
weil  die  Vereinigung  zur  staatlichen  Organisa- 
tion ihren  Mitgliedern  die  freieste  und  unge- 
hindertste Entfaltungsmöglichkeit  gab,  wurde 
die  Verbandsbildung  erstrebt  und  gefördert.  Ein 
Weltstaat  aber  müßte  allen  diese  Entfaltungs- 
möghchkeit  vollständig  nehmen.  Die  Welt- 
staatsidee würde,  ins  praktische  Leben  über- 
setzt, in  ähnhcher  Weise  wie  die  konsequente 
Durchführung  sozialdemokratischer  Zukunfts- 
pläne, jedes  individuelle  Streben  unterdrücken 
und  damitallerEntwicklungHohn  sprechenmüssen. 

Wer  aber  in  einem  selbständigen  nationalen 
Staat  das  höchste  Gut  eines  Volkes  sieht,  das 
ihm  allein  die  für  seine  individuellen  Aufgaben 
nötige  Bewegungsfreiheit  sichert,  wird  be- 
zweifeln müssen,  ob  die  civitas  maxima  über- 
haupt ein  erstrebenswertes  Ziel  sei,  selbst 
wenn  sie  möghch  wäre.  Die  nationalen  Staaten 
würden  in  ihr  des  I^echts  und  der  Macht  der 
freien  Selbstbestimmung  beraubt  und  einer 
höheren  Macht,  der  Stimmenmehrheit  der  an- 
deren, unterworfen  werden.  Nun  ist  aber  das 
Grundmerkmal  jedes  Staates  die  Selbstbestim- 
mung seines  Handelns  nach  innen  und  außen'. 
Ohne  diese  hört  er  auf,  ein  selbständiger  Staat 
zu  sein  und  wird  zum  Untertan  eines  über  ihm 
stehenden  Herrn ^). 

(    1)  Vgl.    Pfleiderer:    Die    Idee   des    ewigen    Friedens 
(Rektoratsrede,   Berlin   1895),  S.   11. 
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Ein  Weltstaat  müßte  also  die  Souveränität 
der  Staaten  natürlich  illusorisch  machen.  Wenn 
aber  Schücking')  hier  von  einem  unseligen  Sou- 
veränitätsgedanken spricht,  der  auch  heute  noch 
genau  so  kulturhemmend  wirke,  wie  damals, 
als  die  Fürsten  mit  Berufung  auf  ihre  Souverä- 
nität dem  Volke  den  Anteil  an  der  Staatsgewalt 
vorenthielten,  so  Hegen  die  Dinge  doch  nicht 
gleich.  Damals  war  es  die  Besorgnis  Einzelner, 
in  ihren  sogenannten  angestammten  Rechten  ge- 
schmälert zu  werden,  heute  aber  ist  es  das  Ver- 
langen jedes  kraftvollen  Volkes  nach  der  ihm 
zukommenden  Unabhängigkeit  und  Bewegungs- 
freiheit, die  ihm  von  einer  überstaatlichen  Or- 
ganisation genommen  würde. 

„Die  civitas  gentium  maxima  ist  also  nicht, 
wieBlunfschli  meint,  ein  Ideal,  hinter  dem  die 
Wirklichkeit  zurückbleibt,  sondern  ein  falsch  ge- 
faßtes Ziel.  Die  von  ihm  angeführte  Analogie 
der  christlichen  Kirche  beruht  auf  der  Ver- 
wechslung der  eigenartigen  Natur  von  Kirche 
und  Staat.  Das  Wesen  der  Kirche  ist  kosmo- 
politisch, ihre  Bestimmung  ist,  die  Menschheit 
in  einer  sittlich-religiösen  Einheit  zu  umfassen, 
der  Staat  beruht  auf  einem  bestimmten  Volks- 
tum und  fest  abgegrenztem  Gebiet.  Der  Welt- 
staat hätte  keine  Grenzen"^). 

„Wäre  eine  solche  Organisation  möglich, 
so  würde  sie  die  Majorisierung  der  Staaten- 


1)  a.  a.  O.,  S.  77. 

*)  Heffter:    Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegen- 
wart, S.  45. 
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minoritäten  an  die  Stelle  der  Mannigfaltigkeit 
und  Selbständigkeit  der  Staaten  setzen'")- 

Daß  man  aber  besonders  in  Deutschland 
eine  solche  Entwicklung  der  Dinge  am  we- 
nigsten herbeiwünscht,  mag  nicht  so  sehr  in 
der  Herrschaft  der  historischen  Schule  liegen, 
wie  Schücking  meint,  als  darin,  daß  bei  uns 
Deutschen  der  Individualismus  des  Volkstums 
stärker  als  in  irgendeiner  anderen  Nation  aus- 
geprägt ist.  Diesem  Individualismus,  der 
schließUch  nur  durch  das  furchtbare  Mittel  des 
Bruderkrieges  gebrochen  werden  konnte,  der 
unter  der  Oberfläche  aber  noch  immer  fortlebt, 
ist  es  zuzuschreiben,  daß  wir  besonders  den 
phantastischen  Wünschen  nach  unmöglicher 
ZentraUsation  die  Notwendigkeit  der  Dezen- 
tralisation entgegensetzen. 

Vielleicht  ist  es  aber  auch  hauptsächlich  die 
Freude  an  der  endgültig  gewonnenen  nationalen 
Einheit,  die  man  nicht  durch  utopistische  Pläne 
gefährdet  sehen  möchte. 


1)   Holtzendorff:   Weltrecht  und   Weltstaat,   I,  S.   35. 
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Lebenslauf. 


Ich  bin  am  11.  Mai  1890  zu  Düsseldoi 
boren  als  Sohn  des  Gutsbesitzers  Will 
Borner  und  seiner  Ehefrau  Wilhelmine 
Haas,  und  bin  evangeUscher  Konfession 
Untertertia  besuchte  ich  das  städtische  s^ 
nasium  in  Düsseldorf,  von  da  ab  das  königUche 
Gymnasium  in  Bonn,  wo  ich  Ostern  1909  das 
Reifezeugnis  erhielt  Sodann  studierte  ich  sechs 
Semester  Rechtswissenschaft  auf  den  Universi- 
täten Freiburg  i.  Br.,  München  und  Bonn  und 
bestand  am  1.  Juli  1912  in  Cöln  die  erste 
juristische  Staatsprüfung.  Im  Juli  1912  wurde 
ich  dem  kgl.  Amtsgericht  in  Wiehl  (Bez.  Cöln) 
zur  praktischen  Ausbildung  überwiesen. 

Seit  dem  1.  Oktober  1912  genüge  ich  meiner 
Dienstpflicht  als  Einjährig-Freiwilliger  im  1.  Kur- 
hessischen Feldartillerie  -  Regiment  Nr.  11  in 
Cassel. 

Der  mündlichen  Promotionsprüfung  unter- 
zog ich  mich  am  6.  Juni  1912  in  Bonn.  Das 
Thema  dieser  Abhandlung  schlug  mir  Herr 
Geheimrat  Prof.  Dr.  Zorn  vor,  dem  ich  auch 
für  mancherlei  Anregungen  bei  der  Ausar- 
beitung wärmsten  Dank  schulde. 

Wilhelm   Borner. 


